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Inland. 


Berlin den 21. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt ge⸗ 
ruht: Dem Pfarrer Karthaus zu Schlichtingsheim, im Regierungs-Bezirk 
Poſen, den Rothen Adler Orden vierter Klaſſe; ſo wie dem bei dem Hofſtaate 
des Prinzen Friedrich von Preußen Königl. Hoheit angeſtellten Bereiter Hohaus 
das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen. 

Ihre Durchlauchten die Prinzen Friedrich und Nikolaus zu Schles⸗ 
wig⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗Glücksburg, ſind von Ballenſtädt kommend, 
nach Hamburg hier durchgereiſt. — Se. Excellenz der Wirkliche Geheime Rath 
und Ober - Schloßhauptmann, Graf von Arnim, iſt nach Blumberg, und Se. 
Ercellenz der Kaiſerlich Ruſſiſche General der Kavallerie und Kriegs-Miniſter, 
Fürst Tſchernyſcheff, nach Kiſſingen abgereiſt. 


Berlin. (Spen. Ztg.) — Aus guter Quelle können wir dem Gerücht wi⸗ 
derſprechen, daß es beabſichtigt worden ſei, aus politiſchen Gründen dem Polizei⸗ 
Direktor Duncker die Stelle eines Polizei-Präſidenten in Poſen zu übertragen. 
Eben ſo wenig hat ſich Hr. Duncker jemals um die Stelle beworben und dürfte ſie 
auch wohl nicht annehmen, falls fie ihm wirklich angetragen werden ſollte. — 


Die am 18. und 19. d. M. in den Nachmittagsſtunden ſtattgehabten Pferderen⸗ 


nen waren von Zuſchauern nicht ſehr zahlreich beſucht. Die Theilnahme des Pu— 
blikums an dieſem Schaufpiel nimmt immer mehr ab. — Seit Kurzem ſpricht man 
viel von dem Plan, alle hieſigen Eiſenbahnhöfe zum Zweck des Waaren - Trans: 
ports, durch eine Eiſenbahn, auf welcher die Wagen durch Pferdekraft fortbewegt 
werden ſollen, mit einander zu verbinden. Die dazu erforderlichen Summen 
dürften indeß jo bedeutend fein, daß die Ausführung eines ſolchen Plans wohl 
noch nicht ſobald zu Stande tommen wird. — Die in der Nacht vom 19. zum 
20. in den weiten Räumen des Kroll'ſchen Lokals gegebene Italieniſche Nacht 
war beſonders von Fremden zahlreich beſucht, und von einem ſehr milden Wetter 
begünſtigt. Der größere Theil der Anweſenden beſtand aus Herren. — Der 


wegen Wechſelfälſchung mit Steckbriefen verfolgte hieſige Holzhändler Lohſe iſt, 


nach uns geſchehener Mittheilung eines aus England hier eingetroffenen zuverläf- 
ſigen Reiſenden, in der bedeutenden Engliſchen See- und Handelsſtadt Hull kürz⸗ 
lich geſehen worden, wo er Vorbereitungen zur Ueberfahrt nach Amerika traf. 
Demzufolge ift die vor einiger Zeit gegebene Nachricht ganz ungegründet, daß 
man Lohſe auf ſeiner Flucht von Berlin in Schleſien bereits ergriffen habe. 
Berlin, den 20. Juni. Seit dem 15. d. M. waren die Zufuhren von 


Wolle zum diesjährigen hieſigen Wollmarkte, welche in den Häuſern abgelagert 
Am 18ten und 19ten war das ſowohl in den Häu⸗ 


ſern, als auch auf freien Plätzen placirte Quantum von Wolle verhaͤltnißmäßig 


wurde, nicht unbedeutend. 


ſchon bei weitem bedeutender. Die Zufuhren dauern noch fort. Das bis 19 ten 
Abends auf den Markt gebrachte Quantum Wolle beträgt, inel. des vom vorigen 
Jahre verbliebenen Beſtandes von circa 5000 Gtrn., circa 70,000 Er. Vom 
16ten ab wurden bereits auf den Lägern in den Häuſern anhaltend Geſchäfte ab⸗ 
geſchloſſen, fo daß bis geftern Abend überhaupt hier circa 30,000 Ctr. Wolle 
verkauft sind. Die dafür eingehaltenen Preiſe ſtellten ſich theilweiſe mit 2 bis 
5 Rehlt. pro Gentner höher, als im vorigen Jahre. Ueber Wäſche und ſonſtige 
gute Behandlung der Wolle ſcheint ſich bis jetzt keine Klage erhoben zu haben; 
an Käufern fehlt es nicht und beim größten Theil auch nicht die Kauflust. 
Berlin, den 21. Juni. Von jetzt ab befürchtet man ſehr, daß die bis 
jetzt noch faſt undurchbrochenen Reihen der Stände⸗Kurie ſich lichten dürften, man 
beſorgt dies Seitens vieler Poſener Deputirten, da dieſe faſt ſämmtlich erklärt 
haben ſollen, den Sitzungen nur bis höchſtens den 22ſten d. beiwohnen zu können, 
indem fie ſchon den 24. wegen der an dieſem Tage stattfindenden Abrechnung mit 
ihren Pächtern und Leuten zu Haufe fein muͤſſen. Es wird nichtsdeſtoweniger 
behauptet, daß die Königliche Regierung die Diät mit Ende dieſes Monats noch 
nicht zu ſchließen beabsichtige; fie überlaſſe cs, wird weiter behauptet, dem Land⸗ 


den 24. Juni 1847. 


des Großherzogthums Poſen. 
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tage, ſeine Arbeiten in dieſer Seſſion zu Ende zu führen oder auch nicht. Zu 
Erſterem dürfte ſich der Landtag übrigens um ſo mehr entſchließen, als eine Ver⸗ 
tagung definitiv abgelehnt ſein ſoll. Freilich werden unter dieſen Umſtänden die 
Stellvertreter in großer Anzahl einberufen werden müſſen, wodurch leicht der jetzige 
Charakter des Landtages mehr oder minder modiſizirt werden könnte. Den Ver⸗ 
handlungen über die staatlichen Verhältniſſe der Juden folgen hier alle Conſeſſio⸗ 
nen und Stände mit der größten Spannung. — Der Wollmarkt läßt ſich ſchlecht 
an. Derſelbe hat Mangel an Käufern und Ueberfluß an Waaren, deren nament⸗ 
lich von Breslau aus viel hierher gebracht werden. Es befinden ſich über 80,000 
Centuer bier. In den beiden erſten Tagen wurden etwa 10,000 Ctr. an den 
Mann gebracht, was eben, da mit denſelben die Hauptabſatztage vorüber ſind, 
nicht viel heißen will. Unter den verſchiedenen Qualitäten, in welchen der Woll⸗ 
vorrath gezeigt wird, wird die ſchleſiſche, und unter dieſer wieder die des Fürſten 
Lichnowsky am meiſten gerühmt. — Dem Vereine gegen Thierquälerei werden 
wir wohl in Kurzem zu verdanken haben, daß die hohen Fleiſchpreiſe herunterge⸗ 
hei. Natürlich ſcheuen die Fleiſcher keine Mittel, um den Genuß des Pferdeflei⸗ 
ſches zu verdächtigen und einen Ekel vor demſelben zu erregen, was ihnen aber 
bei dem gefunden Sinn der Berliner nicht gelingt. — In Getreidegefchäften 
hertſcht fortwährend große Flauheit, weil alle hoffen, daß das Getreide bald im 
Preiſe bedeutend ſinken werde. Dennoch ſind heute auf dem Markt für den Wis⸗ | 
pel beiten Roggens wieder 106 Rthlr. gefordert worden. — Das Kriminalgericht 
hat in feiner jüngſten Sitzung das Urtheil gegen den ehemaligen Breslauer fürſt⸗ 
biſchöflichen Secretair, welcher der Verläumdung gegen die Verwaltung des Bis⸗ 
thums Breslau angeklagt iſt, deshalb ſuspendirt, weil Inculpat den Grund der 
Wahrheit einwendet, dem nun erſt ae e werden wird. 
Allgemeines Bedauern erregt es, daß der Juſtizminiſter „ 5 
fluß und Einſicht wir die Einführung der öffentlichen S Sg 
zu verdanken haben, den Willen zu erkennen gegeben hat, ſein Portefeuille nie⸗ 
derzulegen. Man giebt ſich indeß noch der Hoffnung hin, daß dieſer verdienſt⸗ 
volle Staatsmann feinen Entſchluß ändern werde. — Bei den Landtagsdebatten 
über die Judenfrage ſprach ein hochgeſtellter Redner von Tuͤrkiſchem Unweſen 
worüber ſich der Türkiſche Geſandte ſehr gravirt fühlen ſoll. — Viele Landtags⸗ 
Deputirte ſind heute zur Königl. Tafel nach Potsdam geladen. So weit es jetzt 
beſtimmt iſt, werden die Stände-Mitglieder nächſten Sonnabend (den 26.) ihre 
Berathungen ſchließen und über 200 Petitionen unerörtert zurücklaſſen. 

Es herrſcht hier jetzt eine große Stockung im Handel, die ſich, wie uns 
Sachverſtändige verſichern, auch über alle Deutſche Zollvereinsſtaaten erſtrecken 
ſoll. Man beſorgt eine bedeutende Handelskalamität für den ganzen Deutſchen 
Zollverband. 

Elbing den 16. Juni. (BP) Vorgeſtern iſt hier der miniſterielle Kom⸗ 
miſſarius Geh. Rath Mellin aus Berlin eingetroffen und mit ihm die Nachricht 
daß nicht nur der Brückenbau über die Weichſel und Nogat W 
vom 1. Oktober c. ab, auch der Bau der Oſtbahn dieſſeit der Weichſel 
überhaupt eingeſtellt werden ſoll. Das große Central⸗Vüreau für die Oſtbahn 
welches hierorts ſeinen Sitz hatte, wird aufgelöſt und der Bau wird nun von 
Drieſen aus beginnen. Wenn er nach 18 Jahren wieder bis hierher gelangt 
fein wird, dürften die Erdarbeiten der hieſigen Strecke, bei denen man nun ſchon 
zwei Jahre beſchäftigt iſt, ziemlich zerregnet und zerfallen, und auch die hoͤchſt 
bedeutenden, natürlich ohne Verkleidung gebliebenen Maurerarbeiten vom Einfluß 
der Zeit und Witterung gewiß auch halb ruinirt fein, 

Königsberg. — Dr. Rupp iſt, von der Polizei in eine Strafe von 50 
Thalern genommen worden, weil er, obgleich er feinen Austritt aus der Landes⸗ 
Kirche gerichtlich anzuzeigen ſich weigert, dennoch Amtshandlungen trotz aller Bers 
warnungen vornimm. 

Königsberg, den 18. Juni. (K. Ztg. u. Ztg. f. L.) Der Feſtungsbau 
auf Herzogsacker iſt wieder mit verſtärkten Mitteln und Kräften in Angriff genom⸗ 
men worden, und beſchaftigt jetz mehrere hundert Menſchen. Das Köͤnigsthot 


wird noch in dieſem Sommer vollentdet. Am 15. hat der Abbruch des Lesgewang⸗ 
ſchen Stifts, das dem neuen Poſthauſe Platz macht, begonnen. — Der General⸗ 
Poſtmeiſter v. Schaper iſt nach Tilfit und Memel abgereiſt. 

Breslau, den 19. Juni. In der chriſtkatholiſchen Gemeinde - Berfamms 
lung des vorigen Sonntags ift der Beſchluß der Deputirten fämmtlicher Preußi⸗ 
ſcher Gemeinden, d. d. Berlin, 28. Mai d. J., daß das Patent vom 30. Mai 
keine Anwendung auf die Verhältniſſe der hieſigen chriſtkaholiſchen Gemetinde fins 
den könne, einſtimmig angenommen worden. a 

Aus der Provinz Sachſen den 49. Juni. An verſchiedenen Orten ſind bei 
uns Reibungen entſtanden zwiſchen den alten ehemaligen Kriegern und den Später⸗ 
geborenen, welche während der Friedenszeit ihre Militairzeit abdienten. Dieſe wer⸗ 
den von jenen Platzpatronen-Soldaten genannt, und die Lente ſind oft wahrhaft 


grauſam, wenn es gilt, ihre jüngern Kameraden zu hänſeln. Dies hat nun jetzt 


zu einer traurigen Kataſtrophe geführt. Der Oekonom Coqui nämlich, der in der 
Nähe von Magdeburg wohnhaft iſt, befand ſich mit mehrern von jenen alten Herren 
in einer Geſellſchaft, wo fleißig dem Weine zugeſprochen wurde, und das Ges 
ſpräch nach einiger Zeit auf jenes Lieblingsthema kam; vergebens machte er dar⸗ 
auf aufmerkſam, daß ſeine Militairjahre ebenfalls in die Zeit des Befreiungs⸗ 
Krieges gefallen fein würden, wenn er früher geboren wäre; man geſliculitte ihm 
vor dem Geſichte herum und ſtieß ihn hin und her. Endlich zog er ſein Meſſer 


aus der Taſche und drohte, den Erſten, der ihn noch einmal anrühre, niederzu⸗ 


ſtechen. Auch dieſes fruchtete indeſſen nichts — es wurde ihm zu verſtehen gege⸗ 
ben: er möge nur zuſtechen, wenn er den Muth habe, aber ein Platzpatronen⸗ 


Soldat habe ja überhaupt keinen Muth! — und plötzlich ſah man einen alten 


Krieger, welcher nicht lange darauf ſtarb, von ſeinem Blute überſtrömt. Die 
Zeugen und auch der Sohn des Verſtorbenen, welcher ſich unter ihnen befindet, 
haben nun nicht allein ausgeſagt, daß Coqui heftig gereizt geweſen, ſondern auch, 
daß der alte Mann, vom Weine ſchwer und durch heftige Aufregung erſchöpft, 
ſelbſt in das geöffnete Meſſer ſeines Gegners gefallen ſei. f 


Aus lan d. 


De EEE FR REN 
Die Augsburger Allgemeine Zeitung veröffentlicht folgendes Gedicht Königs 
Ludwig von Baiern: f 
Ihr habt mich aus dem Paradies getrieben, Mit Dem, wie ihr gen mich ſeid, giebt's 
Für immer habet ihr es mir umgittert, Mn tein Gleichniß. 
Die ihr des Lebens Tage mir verbittert, Die eignen Thaten haben euch gerichtet. 
Doch macht ihr mich nicht haſſen ſtatt zu Des Undanks, der Verleumdungen Ver⸗ 
lieben. zeichniß. 
Die Wolken fliehn, der Himmel iſt gelich⸗ 


Ich preiſ' es das eniſchedende Exeig⸗ 


Die Feſtigkeit, ſie iſt noch nicht zerſplittert, 
Ob mir der Jugend Jahre gleich zerſtieben, 
In ungeſchwäct der Jugend Let ge 

blieben. 


Ihr, die ihr knechten mich gewollt, er⸗ 
5 zittert. 


Eine diplomatiſche Korreſpondenz der Allg. Ztg. vom Rhein behauptet, 
Briefe aus Madrid, die in London eingelaufen ſeien, ließen kaum meht zwei⸗ 
feln, daß die Königin Iſabella entſchloſſen ſei, dem Throne zu eutjagen. 
Serrano, der Unpäßlichkeit halber ſich in die Provinz zu begeben wünſchte, habe 
die Einwilligung der Königin dazu nicht erlaugen können. Auf die Vorausſetzung 
einer möglichen Abdankung hin habe England neuerdings geſucht in's Einverneh⸗ 
men mit andern Mächten zu treten. England hege für den Grafen von Montes 
molin große Sympathie. In Paris würde man aber Alles daran ſetzen, Ferdi⸗ 
nand's VII. Dekret zu Gunſten ſeiner Tochter auftecht zu erhalten und der Her⸗ 
zogin von Montpenſier die Thronfolge zu ſichern. 8 

Kaſſel, den 18. Juni. In Herzfeld iſt gegen den Dr. Volckmar eine Uu⸗ 


niß, 
Das eure Macht auf ewig hat zernich⸗ 
tet. 0 


terſuchung eingeleitet worden, weil er ſich herausgenommen in der lutheriſchen 


Bibelüberſetzung einige Verbeſſerungen notiren zu laſſen. 

Darmſtadt, den 18. Juni. Ueber den beabſichtigten Zweikampf zwiſchen 
den Abgeordneten Georgi und H. v. Gagern waltet tiefe Stille. Vielfach wird 
beſorgt, daß die unheilvolle Scene bald nach dem Schluſſe der Kammer ſich er⸗ 
neuern werde. Hr. Georgi ſcheint feſt entſchloſſen, in jeder Weiſe ein Duell durch⸗ 
zuſetzen. — Bei dem Tode der Gräfin v. Görlitz iſt ein ſchoͤner Perlſchmuck von 
20,000 Gulden bedeutend beſchädigt worden, und an Staatspapieren ſind für 


etwa 100,000 Gulden verbrannt. Die Gräfin lebte von ihrem Gemahl getrennt 
und war eine ſchwermüthige Perſon, ſo daß fie ſchon ein Mal den Verſuch ge⸗ 


macht hatte, ſich zu ertränken. 


Hamburg, den 17. Juni. — Am 13. Juni Nachmittags gab die Deutſch 
Katholiſche Gemeinde in Hamburg ein Feſtmahl zu Ehren des Hrn. Johannes 
Ronge. Es waren Gaſte dabei aus Altona, Harburg und Bergedorf. Am Mor⸗ 
gen des gedachten Tages hatte Ronge in der Vorhalle gepredigt und Kandidat 
Weigelt die Abendmahlsrede gehalten; der Andrang zu dieſem Gottes dienſt war 
fo ſtark, daß mehr als 1000 Perſonen wegen Mangels an Raum wieder umkeh⸗ 
ren mußten. Mehr als 50 Perſouen empfingen durch Rouge das Abendmahl. 

Hamburg den 19. Juni. Die Ruheſtörungen haben ſich in der Nacht 
zum 18ten nicht wieder erneuert. Sie begannen am 15ten mit Angriffen auf die 
Häuſer mehrerer Victualtenhändler und Backer und die Ruheſtörer beſtanden faſt 
ausſchließlich aus Weibern und Knaben, welche am 16 ten beſonders mit Steinen 
die Fenſter und Laternen einwarfen. Auch haben Plünderungen am hellen Tage 
ſtaltgehabt. Der bedeutendſte Greeß war die Ausräumung eines Victualienladens 


auf dem Schgarmarkt, 


wobei die Bürgergarde und das Militair einſchreiten mußte 


und mehrere Verwundungen vorkamen. Die folgenden Tage wurde pattoullltt 
und dadurch die Ruhe in allen Stadttheilen aufrecht erhalten. 
Oe ſt e r e i ch. 5 

Wien den 18. Juni. Die Vermählung Ihrer Kaiſerl. Hoheit der Frau 
Erzherzogin Marie mit dem Grafen von Trapani wird als eutſchieden betrachtet. 
Man ſchätzt die Ausſteuer der Prinzeſſin auf zwei Millionen Franken. — Die 
Zuziehung des vierten Standes der Niederöſterreichiſchen Landſfände, nämlich der 
Repräſentanten der landesfürſtlichen Städte und Märkte zu den Berathuugen der 
Niederöſterreichiſchen Stäude iſt nunmehr bewerkſtelliget und man erwartet von der 
Wiedereinführung dieſes uralten Brauches manche gemeinnützige Anträge und Ver⸗ 
handlungen. Bekanntlich wohnte ſeit vielen Sehen der vierte Stand nur der 
Verleſung der landesfuͤrſtlichen Steuerpoſtulate, keineswegs aber dem eigentlichen 
Landtage bei. — Der K. K. Brigadier Erzherzog Ferdinand von Eſte wird nach 
ſeiner Vermählung mit der Erzherzogin Eliſabeth in Brünn reſidiren. 

Die Akademie der Wiſſenſchaften hat noch kein Staatsgebäude zu 
ihrer Verfügung erhalten und ſind derſelben bis auf weitere Anordnung Lokalitäten 
in jenem Flügel der Hofburg zur Benutzung angewieſen worden, in dem ſich die 
K. K. Hofbibliothek befindet. Die Wahl der Präſidenten und Sekretaire und der 
noch fehlenden Mitglieder dürfte im Monat September vorgenommen werden, da 
mau die Studienferien abwarten will, weil viele Akademiker Profeſſuren bekleiden; 
Präſident wird ohne Zweifel der Hofrath Baron Hammer ⸗Purgſtall, das ältefte 
und berühmteſte ſaͤmmtlicher Mitglieder der neuen Korporation, und als Viceprä⸗ 
ſidenten bezeichnen viele Stimmen den Profeſſor Dr. Endlicher. — Das Haus 
in der Rauhenſteingaſſe, „Zum Auge Gottes“ genannt, in welchem Mozart ſeine 
berühmteſten Schöpfungen erzeugte und auch 1791 ſtarb, wird jetzt niedergeriſſen, 
um einem geſchmackvollen Neubaue Platz zu machen. Der Eigenthümer, der 
Italiener Galvagni, hat ſo viel Achtung für die Manen des unſterblichen Ton⸗ 
dichtes, daß et im Hofraume des neuen Hauſes zum Andenken an den früheren 
Bewohner das eherne Bruſtbild Mozart's aufſtellen läßt. 2 

Salzburg — (Deftr. Lloyd.) Die Zeit der Entſcheidung, ob eine Ei⸗ 
ſenbahn von Brud nach Salzburg zu Stande kommen ſoll, rückt immer 
näher, denn es werden bereits techniſche Unterſuchungen auf dieſe Strecke angeſtellt. 
Abgeſehen von den merkantilen Vortheilen, welche uns durch dieſe zu errichtende 
Bahn erwachſen müßten, würde Salzburg auch ſonſt in ſtaatswirthſchaftlicher und 
ganz beſonders in bergmänniſcher Hinſicht ungemein gewinnen. Die mannigfal⸗ 
tigen Schätze des Mineralreichs, womit es geſegnet iſt, dürften alsdann nicht 
mehr zum Theil ganz todt liegen bleiben oder nur in geringem Maße ausgebeutet 
werden. Bei erleichtertem Transport und den neuen Abſatz- und Verbreitungs⸗ 
wezen, welche nicht fehlen werden, müßte manches großartige Geſchäft ſich ent⸗ 
wickeln und manches beſtehende ſich zuſehens heben. Noch giebt es hier 
teine Jabrit für iyoniſche Arbeiten, keine Schrotgleßereien, keine großen Nagel⸗ 
und Pfannenſchmieden, keine Stecknadel- und Eiſenblechfabriken, obwohl das 
Material dazu in beſter Qualität und großer Menge vorhanden iſt. f Weßz⸗ Bans 
und Mühlſteine, Röthel, Marmor und Serpentin werden nur wenig, Alabaſter 
gar nicht benutzt; noch beſteht nur eine einzige chemiſche Fabrik und kaum an zwei 
Orten erzeugt man Sicheln und Senſen. Alle dieſe Fabriken und Unternehmun⸗ 
gen könnnen mit großem Vortheil betrieben werden wenn ein erleichterter Transport 
ihnen zu Hülfe käme. Nicht minder müßten die Gerbereien, die Erzeugung von 
Käfe, Gyrs und Kalk jo wie der Holzhandel zunehmen, ergiebige Steinkohlen⸗ 
lager ſich aufthun. Für die Stadt Salzburg ſelbſt endlich ficht dann ein ſehr 
großer Zuſtrom von Reiſenden aus allen Gegenden und dadurch ein vermehrter 
Erwerb bis zur unterſten Schichte in ſicherer Ausſicht. Von der Vegetation in 
unferer Gegend iſt nur das beſte zu jagen, und wenn es ſo fortgeht, ift die ergie⸗ 
bigſte Ernte ſowohl in Qualität als Quantität der Früchte zu erwarten. Die 
Heuerndte hat bereits begonnen und läßt wenig zu wünſchen übrig. 

Aus Junspruck meldet man, daß der berüchtigte Vernagtferner See am 
25. Mai ſeinen Ausbruch wieder begonnen hatte. Um 10 Uhr Abends begann 
das Waſſer ſich wieder durch den bekannten Weg unter dem Gletſcher hindurch zu 
entleeren, und führte Eis und Feldſtücke mit ſich, welche unter ihrem Sturze die 
Erde erſchütterten, daß die Einwohner von Vent erſchreckt, ihre Wohnungen ver⸗ 
ließen, und auch ein bedeutendes Grundſtück fortgeriſſen wurde. Der See hat 
ſich nun ganz entleert, und die Oeffnung wird ſich wieder ſchließen, um einen 
neuen See zu bilden. 8 


enn 

Paris, den 18. Juni. Zu der heutigen Sitzung der Deputirten⸗Kamm 2 
waren die Mitglieder außergewöhnlich zahlreich erſchienen; auch die öffentlichen 
und vorbehaltenen Tribünen ſind außerordentlich gefüllt. Die Verhandlung we⸗ 
gen der von der Pairs- Kammer verlangten Ermächtigung, Herrn Emil von Gi⸗ 
rardin vor ihre Schranken zu rufen, war an der Tagesordnung. 

Das Miniſterium hat dem Antrage des Herrn Demesmap, wonach die Salz⸗ 
ſteuer von 30 auf 10 Centimen für das Kilogramm Sgr. für 2 Pfund) herab⸗ 
geſetzt werden ſoll, und der bekanntlich von der Deputirten-Kammer mit 264 ge 
gen 14 Stimmen angenommen worden it, in dieſem Stadium keinen direkten 
Widerſtand entgegengefegt, obwohl es die Maßregel unter den jetzigen Finange 
Verhältniſſen für unangemeſſen hält. Man glaubt jedoch, daß die Pairs ⸗Kam⸗ 
mer, ſo wie im vorigen Jahre, wo der Autrag in der Deputirten⸗Kammer mit 
240 gegen 26 Stimmen durchging, denſelben verwerfen werde, und daß das 
Miniſterlum hierauf rechne. . *. 5 

Die Deputitten⸗Kaumer hat die Angelegenheit Girardin's auf die Tages⸗ 
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ordnung vom mächften Freitag geſezt. Die Sommijfon trägt befanntlich darauf 
an, daß dem Verlangen der Pairs⸗Kammer Statt zu geben ie. 
Sie Inſtruktionskommiſſion der Pairs⸗Kammer für den Prozeß Despans⸗Cubieres 
hat nunmehr ihre Arbeiten beendet und der Moniteur macht heute früh bekannt, 
daß ſich der Hof nächſten Montag, 21. Juni, als Rathstammer verſammeln 
wird, um den Inſtruktionsbericht, den fie durch Beſchluß vom 7. Mai eingeſor⸗ 
dert hat, zu vernehmen. ee 
; 11. Juni. Dieſen Nachmittag wurden im Finanz⸗Mini⸗ 
— A Sa ſaͤmmtlicher Miniſter und mehrerer anderer Perſonen die 
verfiegelten Angebote eröffnet, welche in Betreff der fünfjährigen Pacht des Er⸗ 
trages der Queckſilber⸗Mienen von Almahant-einuegaugen wären. 
Zuerſt wies ſich aus, daß das von der Regierung ſeſtgeſetzte Minimum des Prei⸗ 
ſes 1720 Realen (86 Piaſter) pro Centner betrug, und es wurde der hieſigen 
Fomentobank, deten Angebot ſich anf 1731 Realen (86 Piaſter 11 Realen) 
belief, die Pacht zugeſchlagen. Die übrigen eingegangenen Angebote erreichten 
nicht das von den Miniſteru feſtgeſetzte Minimum, und das von dem Vertreter 
des Rothſchildſchen Hauſes ſchriftlich gemachte Anerbieten, zehn Realen Bo 
ner mehr als der Meiftbietende geben zu wollen, wurde als mit den ap ber Re⸗ 
gierung aufgeſtellten Bedingungen unvereinbar zurückgewieſen. Der Rothſchild⸗ 
ſche Agent, Weisweiler, proteſtirte darauf gegen den zu Gunſten der Fomentobank 
. 12. Juni. Der General-Capitain von Galizlen, Don San⸗ 
aa dende Bine, dichtete am 5. von Valenza aus einen Aufruf an die Portu⸗ 
gieſen, in welchem er fie auffordert, ſeine Truppen als Bruder aufzunehmen, und 
den Julurgenten vorſchreibt, die Waffen an die rechtmäßigen Behörden auszulie⸗ 
fern, wiedrigensfalls er ſie ſtrenge beſtrafen werde. Die Inſurgenten meldeten 
ihm aus Braga, daß die in Porto reſidirenden Konſuln Englands und Spaniens 
ſie zur Einſtellung der Feindſeligkeiten aufgefordert hätten. ha der General 
Mendez Vigo ließ ihnen erklären, er würde dieſe erſt dann Ba en, wenn ihm 
eine entsprechende Vorſchriſt durch jene Conſuln zukäme. 1 be⸗ 
fegte Pont du Lüna. Aus Liſſabon erfahren wir unter dem 5., daß Sn da 
Bandeira bereit war, ſich unter gewiſſen auen ge REES die Köni- 
in icht länger in Zugeſtändniſſe einzuwilligen genei 5 
* pe ee irn ſich am 8. an der Spitze von 10,009 Mann 
in Zamora, und am 9. ſollten fünf Jaͤger⸗ . nach Alennices, hart an 
0 ſchen Grenze, Braganza gegenüber vorruͤcken. Hülfe 
— ue Gelbmittein entblößt, daß der General Concha auf feinen 


Summe n it die Truppen mit Brod. 
erſönlichen Kredit eine Summe aufnehmen mußte, damit die Tri it Brot 
g konnten. In der Kriegskaſſe befanden ſich nicht mehr als 800, 
Piaſter. 3 


Das bewaffnete Einſchreiten Spaniens in Portugal iſt eine politiſche Maßre⸗ 
gel, deren Folgen ſich noch nicht füglich berechnen laſſen. Daß durch ſie ein blei⸗ 
bender Zuſtand der Ordnung und Ruhe in Portugal hergestellt werden töunte, 
läßt ſich kaum aunehmen, wenn man die Erbitterung und die Kräfte der dortigen 


Parteien gegen einander abmißt. 


Die hieſigen Progreſſiſten finden übrigens kaum Worte, um ihrem Unwillen 


über die Bereitwilligfeit Luft zu machen, mit welcher Lord Palmerſton der dieſſei⸗ 
Fr; 0 ect, e Birhee ene ee ee 
gigkeit und Freiheit zu übernehmen.“ Darf man den Verſicherungen er. Progreſ⸗ 
ſiſtiſchen Blätter trauen, ſo haben die konſtitutionellen Völker feinen gefährlicheren 
Feind, als gerade den Eugliſchen Staatsmann, welcher, wie gewiſſe Franzöſiſche 
Blätter verfichern, gegenwärtig den Einfluß Frankreichs bier weit et hat. 

i Das Pariſer Blatt, la Preſ ſe, hat bekanntlich in ſeinen Nummern vom 
31. der. und 1. d. Mts. die Behauptung aufgeſtellt, der Engliſche Geſandte ſu⸗ 
che die Königin Iſabella zu veranlaſſen, eine förmliche Scheidung von ihrem Ge⸗ 
mahl hervorzurufen und eine neue Ehe einzugehen. Der Tie mp o der für das 
Otgan des Miniſter Präsidenten Pacheco gilt, zeigt dagegen, um die falſchen Vo⸗ 
rausſetzungen der Preſſe zu widerlegen, daß die Königin Iſabella nie geneigt 
war, ihrem jetzigen Gemahl ihre Hand zu reichen, und daß man ihren Widerſtand 
nur durch Anwendung unwürdiger Mittel nicht beſeitigt, ſondern überſprungen 
hätte. Die Angaben des Tiempo (vom 8.) find jo beftimmt, daß man ihren 
Urſprung der Königin ſelbſt zuſchreibt. Endlich zieht der Tiempt folgenden 
Schluß; „Die Montpenſierſche Heirath wurde, und das iſt ſehr natürlich, durch 
Frankreich nur zu dem Ende veranſtaltet, daß die Linie der Bourbons mit der der 
Orleans verbunden und beide gemeinſchaftlich dem Spaniſchen Throne näher ge⸗ 
bracht würden. Alles, was dahin führt, was die Entfernung abkürzt, welche die 


präſumtive nächſte Nachfolgerin der gegenwärtigen Königin vom Throne trennt, 


iſt das Werk Frankreichs oder liegt in den Intereſſen Frankreichs, ſo wie Frank⸗ 
reich dieſe Intereſſen aufgefaßt hat, welche mit denen der übrigen Mächte Guro⸗ 
pa's nichts gemein haben. Daß Frankreich ſeinerſeits alſo ein Jntereſſe habe, bie 
Entfernung, welche die Herzogin von Montpenfier von unferem Throne trennt, 


abzukürzen, ſelbſt wenn dies durch Vereitelung der Ausſöhuung des Königlichen. 


Paares oder Hervorrufung noch schlimmeren Unheils geſchehen müßte, läßt ſich 
aus den Irrgängen der Politik leicht begreifen. Daß England ſeinerſeite die 
Hand Iſabella's ihrer Bande zu entledigen ſuche, um die Ausſichten zu vereiteln, 
welche ſich dem jetzt dem Spaniſchen Thron am nächſten ſtehenden Zweige des 
Hauſes Orleans eröffnen, kann uns eben fo wenig überraſchen.“ 

Nach einer fo eben vorgenommenen amtlichen Zählung hat Mabrib 206,714 


Die Hülfsarmee iſt 


Einwohner, wovon 102,122 männlichen und 104,592 weiblichen Geſchlechts. 
Die Anzahl der in Madrid anſäſſigen Ausländer beträgt 1916, worunter 483 
weiblichen Geſchlechts. f d 

Die Königin hat drei Schauſpielern den Orden Karls III. und dem Kabinets⸗ 
Sekretair Vega das Großkreuz Iſabella's der Katholiſchen ertheilt. 

Der verantwortliche Herausgeber des Eco del Comercio iſt verhaftet und 
vor Gericht gezogen worden, um ſich gegen eine Anklage zu vertheidigen, die 
man auf zwei ſeiner, die Königin Marie Chriſtine betreffenden Artikel, erhoben hat. 

Der Phare des Pyrenses enthält einen Brief von der Cataloni⸗ 
ſchen Grenze vom 8. Juni, worin mitgetheilt wird, daß die Montemoliniſten 
ſich des Pulvermagazins von Manreſa bemächtigt und alle Pferde der Stadt in 
Anſpruch genommen haben, das Pulver in Sicherheit zu bringen. Während 
dieß geſchah, unternahm eine andere Bande einen Zug gegen Jugualada. Die 
Wegnahme des Pulvermagazins hat ihre große Bedeutung. Der dieſelbe mitthei⸗ 
lende Brief wurde durch einen außerordentlichen Kourier befördert, da die gewöhn⸗ 
liche Verbindung von den Montemoliniſtiſchen Banden abgeſchnitten iſt. — Ganz 
Catalonien iſt in großer Bewegung. Graf Montemolin ſetzt alle Mittel und 
Kräfte in Bewegung, um eine allgemeine Inſurrektion hervorzurufen, und der 
Ausbruch derſelben ſoll jeden Augenblick zu befürchten ſtehen. 

Großbritannien und Irland. 

London, den 15. Juni. Der Herzog von Wellington gab geſtern der 
Königin und dem Prinzen Albrecht in feiner Wohnung Apsley⸗Houſe ein glän⸗ 
zendes Feſt zur Feier der Taufe ſeiner Enkelin, der jüngſt geborenen Tochter Lord 
Charles Wellesley's, bei welcher Ihre Majeſtät die Königin nebſt ihrem Gemahl 
Pathenſtelle vertreten hatten l 

Nach den geſtrigen Verhandlungen des Unterhauſes über die am Freitag ver⸗ 
tagte Angelegenheit der Portugieſiſchen Intervention läßt ſich abnehmen „ daß für 
die Regierung die Sache nicht weiter gefährlich werden dürfte. 

Der auf die Intervention in Portugal bezügliche Antrag des Herrn Hume 
im Unter hauſe iſt heute natürlichen Todes verblichen. 
wurde zwar fortgeſetzt, erloſch aber ſehr bald, da die beſchußfaͤhige Anzahl der 
Mitglieder nicht mehr vorhanden war. f 

Als der Tag, an welchem die Seſſion zu Ende gehen ſoll, wird jetzt allgemein 
der 9. Juli genannt; aber nichts iſt noch darüber gewiß, und man muß geſtehen, 
daß nur ein allgemeines Todmachen der dem Parlamente vorliegenden legislativen 
Maßregeln einen fo ſchleunigen Schluß herbeiführen kann. Die Armengeſetz-Bill 
allein, welche die Verwaltung des Geſetzes in die Hände einer anderen Behörde 
und ſolcher Männer legt, die einen mehr parlamentariſchen Charakter haben, als 
die jetzigen vielfach angegriffenen Kommiſſarien, wird nicht ohne eine mehrtägige 
Debatte in beiden Häuſern durch gehen. Doch find. die Finanzgeſchäfte der Seſ⸗ 
ſion ſchon beendigt. 

8 e. 

Brüſſel, den 17. Juni. Darüber, daß die Miniſter ihre Entlaſſung eins 
gereicht haben, herrſcht kein Zweifel mehr, deſto mehr über die Perſonen, welche 
das neue Kabinet bilden werden. 6 ; 

In Tongeru hat es am Sonntag Abend einen ziemlich heftigen Brodtu⸗ 
mult gegeben, der erſt tief in der Nacht endigte und bei dem vier Gendarmen 
durch Steinwürfe theils mehr, theils weniger ſchwer verwundet wurden. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Breslau den 21. Juni. Der heutige Waſſerſtand der Ober iſt am hieſi⸗ 
gen Ober⸗Pegel 21 Fuß 5 Zoll und am Unter⸗Pegel 13 Fuß 11 Zoll, mithin 
it das Waſſer ſeit dem 19. d. am erjteren um 1 Fuß 3 Zoll und am letzteren 
um 1 Fuß 9 Zoll wieder gefallen. 

Von der Klodnig, den 18. Juni. — Die letzte Ueberſchwemmung hat 
großen Schaden an den Feldfrüchten verurſacht, und dis ſchönſten Hoffnungen ei⸗ 
ner reichen Ernte bei ſehr vielen Landwirthen faſt ganz vernichtet. 

Vom 1. Juli d. J. ab wird bekanntlich zu Heidelberg im Baſſermann⸗ 
ſchen Verlage ein neues politiſches Tagesdlatt, die Deutſche Zeitung, erſchei⸗ 
nen; als Herausgeber nennen ſich Gervinus, Häuſer, Hoͤften, Mathy 
und Mittermaier; der Erſtere iſt zugleich verantwortlicher Redakteur. Nach 
den genannten Namen, die einen guten Klang haben, läßt ſich von dieſer neuen 
politiſchen Zeitung etwas Tüchtiges erwarten, und wir machen unfere Leſer auf 
dieſelbe auſmerkſam. Die uns vorliegende Ankündigung giebt im Allgemeinen die 
Grundzüge au, nach denen die Redaktion verfahren wird. Die Hauptaufgabe der 
Deutſchen Zeitung ſoll das redliche Bemühen fein, Selbſtgefühl und Gemeinſinn 
im Volke zu beleben, das Bewußtſein der Einheit und dadurch bedingten Macht 


zu ſtärken, den Reiten alten Stammhaders entgegenzuarbeiten, die Erkenntniß der 


gemeinſamen Inteteſſen zu fördern. Der von Preußen in das Leben gerufene 
Zollverein gilt der Deutſchen Zeitung als der Ausgangspunkt einer Deutſchen 
Volks- Politit; fie wird feine Erweiterung und Fortbildung mit aller Kraft erſtre⸗ 
ben. Als die erſten Schritte zur Verwirklichung eines allgemeinen nation a⸗ 
len Deutſchen Rechts ertrachtet ſie dit Anfänge für ein allgemeines Wechſel⸗ 
recht, das Begehren nach einem allgemeinen Handelsrecht, und eben fo die Ab⸗ 
ſchlagszahlungen zu Gunſten der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit in dem Gerichts⸗ 
weſen, in der Ueberzeugung jedoch, daß die Erfahrung ſelbſt die Einführung von 
Geſchworn en- Gerichten als den natürlichen Schlußſtein des neuen Baues 
ausweiſen werde. Was das Heerweſen betrifft, fo wird von der Deutſchen Zei⸗ 
tung die Preußiſche Volks bewaffnung zu Annahme empfohlen. Sowohl 


Die Debatte darüber 


durch dieſen Satz, als durch andere Punkte der Ankündigung wird wohl am trif⸗ 
tigſten die ungegründete Meinung widerlegt, daß die Deutſche Zeitung nur Oppo⸗ 
In den kirchlichen Angelegenheiten 
chließt ſie ſich dem ſo hänſig und von den verſchiedenſten Seiten wiederholten Ge⸗ 
danken an, daß der Staat Gewiſſens⸗ und Kirchenfteiheit auf jede kirchliche Geſell⸗ 
ſchaft übertragen ſolle, die das Band der bürgerlichen Geſellſchaft nicht ſchwächt, 
und daß er feine Anerkennung nicht auf die beſtehenden Konfeffionen oder Staats⸗ 
Die Anregung des öffentlichen Geiſtes zu ge⸗ 
meinnützigen Anſtalten und Unternehmungen, zu eigenem, ſelbſiſtändigem Wirken 
wird ſie beſonders in das Auge faſſen! Merkwuͤrdiger Weiſe ift in der Ankündi⸗ 


- fition gegen Preußen machen wolle. 


kirchen beſchränken könne. 
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halt bald widerlegt. 


gung die unbedingt wichtigſte Streitfrage der Gegenwart, nämlich die Preſſe, 


gänzlich mit Stillſchweigen übergangen worden. 


Wir wiſſen es zwar aus dem 
öffentlichen Wirken der Herausgeber, daß ſie Freunde der Preßfreiheit ſein 
und mithin das Streben darnach unterſtützen werden; aber nach unſerer Meinung 
mußten ſie ſich wenigſtens darüber ausſprechen, was ſie unter Freiheit der Preſſe 


verſtehen. Denn gewünſcht wird dieſelbe jetzt von allen Partheien; nur giebt es 


O Mann mit den latein'ſchen Lettern, 
Fahr fort zu reinigen die Zeit 

Mit Deines Geiſtes Blitz' und Wettern. Aus alten Teſtamenten führen 

Nur Muth, nur Muth zum heil gen Streit! Wir eine Burg Dir auf zum Trutz, 
Nur zittre nicht vor Menſchenſteſſern, 
Vor Nußlands Juden zittre nicht. 


Leute, welche dieſe Freiheit wiederum fo einengen möchten, daß der jetzige Zuſtand 
der Cenſur dagegen als ein beneidenswerther erſcheinen wurde. Ohne Zweifel 
wird die Deutſche Zeitung ſich bald viele Freunde erwerben, deſonders wenn fie 
die faſt allgemeine Befürchtung, daß ſie einſeitig das doktrinäre Syſtem predigen 
und mehr ein Blatt für Gelehrte als für das Volk werden würde, durch ihren In⸗ 


—— — — —— • —ͤ—ͤ —— — 


(Eingeſandt.) 


An Herrn F. v. Bülow, 
von wegen der jüdiſchen Preußenfreſſer. 


(Voſſ. Zeitung No. 140.) 


Wir, Preußen's Juden, wir die beſſern, 
Wir ſchützen Dich, Du edles Licht, 


Wenn dann die Freſſer anmarſchiren, 
Bent Dir der Speifecoder Schuß. 


Dr. S. K. 


Todes Anzeige. 

Den heute Nachmittag 2 Uhr nach mehr als vier⸗ 
wöchentlichem Krankenlager am hitzigen Nervenſieber 
erfolgten Tod des Königlichen Gymnaſial⸗Lehrers 
Joſeph Dziakek zeigt das unterzeichnete Lehrer⸗ 
Kollegium ſeinen Angehörigen und Freunden tief be⸗ 
trübt an. . 

Der Dahingeſchiedene hat ſich in der kurzen Zeit 
ſeiner Wirkſamkeit an unſerer Anſtalt die ungetheil⸗ 
teſte Hochachtung ſeiner Kollegen und die Liebe der 
Schüler, für deren ſittliche und wiſſenſchaftliche Aus⸗ 
bildung er mit Selbſtaufopferung gewirkt hat, in 
hohem Grade erworben. 

Poſen, den 22. Juni 1847. 

Das Lehrerkollegium des Königlichen 

Marien⸗Gymnaſiums. 


minar für Erzieherinnen verbundenen 


Töchterſchule 
beginnt nicht, wie in anderen Schulen, zu Oſtern 
oder Michaelis, ſondern zu Johannis, und werden 
die zum bevorſtehenden Curſus angemeldeten Schü⸗ 
lerinnen Sonnabend den 26ſten d. Mts. 10 
Uhr Vormittags geprüft. 
Poſen, am 20. Juni 1847. 


Dr. Barth. 


Auktion. 

Freitag den 25ſten Juni d. J. Vormit⸗ 
tags 11 Uhr ſoll vor dem Land⸗ und Stadt⸗Ge⸗ 
richts⸗Gebäude eine gute offene Britſchke mit Hänge⸗ 
Sitz, lederner Schürze und einer Gabeldeichſel öf- 
ſentlich verkauft werden. 


Alaun⸗Anzeige aus Gleiſſen. 
Von der ſo allgemein bekannten guten Qualität 
meines Alauns aus dem Berg⸗ und Hütten⸗ 
Werke zu Gleiſſen habe ich den alleinigen Ver⸗ 
kauf für das Großherzogthum Poſen Herrn 
A. J. Flatau zu Poſen N 
übergeben und den Preis für größere und kleinere 
Quantitäten auf 44 Rthlr. pro Centner netto 
feſtgeſtellt. Ebendafelbſt wird Alaun-Mehl, auf 
welches ich beſonders die Herren Gerber aufmerkſam 
mache, zu dem Preiſe von 43 Rthlr. verkauft. 
von Müller, 5 
Rittergursbefiger von Gleiſſen bei Zielenzig. 


Ein folider, in allen landwirthſchaftlichen Zwei⸗ 
gen praktiſch und theoretiſch gründlich gebildeter 
Ockonom, der ſeine Brauchbarkeit durch glaubhafte 
Zeugniſſe nachweiſen kann, wünſcht zu Johanni d. 
J ein Unterkommen. f 

Näheres hierüber ertheilt die Güter- Agentur 

ö Waſſerſtraße No. 14. 

Ein Gutsverwalter, welcher große Güter ſelbſt⸗ 
fündig bewirthſchastete, ſucht gegenwärtig ein ans 
derweites Unterkommen. Auskunft ertheilt der Kauf⸗ 
mann W. Lorenz, Markt No. 77. 

Poſen, den 22. Juni 1847. 


S Qutfcher und Arbeiter S 


mit guten Zeugniſſen verſehen, finden Beſchäftigung 

und können ſich jederzeit melden f 
im Comptolt 

kleine Gerberſiraße 12. 


TT 
Reit⸗ reſp. Wagen⸗ Pferde (Fuchs⸗Eng⸗ 
en zum Verkaufe Mühlenſtr. No. 12. A. 


Der neue Curſus in der, mit dem Königl. Se⸗ 


Michael c. ab 


Geſchäfts-Anzeige. 
Unterzeichneter empfiehlt ſein, Wilhelmsſtraße 
No. 8. neu eingerichtetes Vergolder-Geſchäft, und 
wird ſich derfelbe bemühen, alle in dies Fach ſchla— 
gende Arbeiten aufs ſauberſte und pünktlichſte aus⸗ 
zuführen. ö 
Poſen, im Juni 1847. 
Piſtorius. 


Magen - Anzeige. 

Es ſtehen bei mir vier Stück gebrauchte, gut in 
Stand geſetzte, neu auflakirte Wagen zum Verkauf, 
darunter eine balbbedeckte Korbbritſchke, hinten auf 
Federn, für 55 Rthlr. 

Gleichzeitig erlaube ich mir meinen Vorrath neuer 
moderner, gut gearbeiteter Wagen zu empfehlen; be⸗ 
ſonders zeichnen ſich in Hinſicht ihrer guten Zuthaten 
und bequemer Einrichtung 3 große Familien-Wagen 
aus, welche der Kenner beim Beſchauen als vollſtän⸗ 
dig gelungene Werke anerkennen wird: 

Auch bin ich bereit Beſtellungen auf neue Wagen, 
wie auch Reparaturen zu übernehmen, und verſpreche 
bei ſoliden Preiſen die pünktlichſte Vollziehung der: 
ſelben. Poſen, im Juni 1847. 

W. Szezepanski, Wagenfabrikant, 


5 Gerberſtraße No. 3. fen 


a nn , ..... 
Bis zum &ten Juli d. J. werde ich zu 
Chelmno bei Pinne wegen Veränderung des 
Wohnorts ſämmtliche drei- und zweijährige Stähre 
zur Hälfte des Preiſes, die Jährlingsböcke aber zum 
Preiſe der gewöhnlichen Schaafe verkaufen. 
M. von Radonski. 


Es ſteht in Poſen Friedrichsſtraße No. 19. ein 
noch wenig gebrauchter, ſehr bequem conſtruirter 
Danziger Halbwagen zu 6 Perſonen, nebſt Sielen, 
zum ſoſortigen Verkauf. Das Weitere im Hauſe 
in der Bel⸗Etage zu erfahren. . 


Meine Grundftüde No 169. und 170. nebſt Obſt⸗ 
und Gemüſe-Gärten, zu Schwer ſenz, bin ich 
Willens zu verkaufen. 

Poſen, Wronkerſtraße No. 15. 


Schützenſtraße No. 25. iſt die Bel-Etage im Gan⸗ 
zen oder auch getbeilt, beſtehend in 8 Zimmern incl. 
Saal, ein Domeſtiken-Gelaß nebſt Küche, getheilt 
zu 5 und 3 Zimmern nebſt Pferdeſtall und Remifen, 
zu Michaeli zu vermiethen. Fiſcherei No. 78./7. iſt 
eine Mittelwohnung und ein Hinterhaus ſogleich 
oder zu Michaeli zu beziehen. Miet 

Gerber- und Büttelſtraßen-Ecke No. 12. iſt eine 
Stube in der Bel-Etage nach vorne heraus vom 
Iſten Juli d. J. ab zu vermiethen. 


Am Kämmereiplatze No. 293. iſt in der Bel⸗Etage 
eine Wohnung, beſtehend in 3 Stuben nebſt Küche 
und Zubehör von Michaeli c. zu vermiethen. 

Hartwig Kantorowicz. 


— — — men 


Markt No. 62. find Wohnungen zu vermiethen. 


udenſtraße No. 27/343, find ſofort zwei 
Judenſtraß | 


Keller, mit Eingang von der Straße, zu 
lagen zu vermiethen. ö 


i fe Markt- und Wronker⸗ 
Bake No. 91. if im erſten Stock von 
Ki eine Wohnung von 5 Piecen nebſt 
Küche ꝛc. zu vermiethen. 


Das in meinem Haufe Jeſuiten- und Tauben⸗ 
ſtraßen⸗Ecke, jetzt von dem Reſtaurateur Herrn 
Barteld bewohnte Lokal, iſt von Michaeli c. zu 
vermiethen. Das Nähere St. Martin No. 62. 


Auf meinem Holzhofe, Graben No. 12. a., wird 
verkauft: 

Büchen⸗Klobenholz, die Klafter a 5 Rtlr. 15 fgr., 

Virkenklobenholz . 8 U: WERE RRRRL De 


Eichenklobenholz . 2.0 
Elſenklobenholz 2 „ Al EN 
Kiehnenklobenholz > „ à 4 15 


Carl Graßmann. 


Bei mir find neu angekommene Matjes-He⸗ 
ringe pro Stück 1 Sgr. zu haben. 
Poſen, den 22. Juni 1847. 
Theodor Bley, 
Ziegengaſſe No. 28. neben dem Wildprethändler. 


Eine feifhe Sendung neuer Matjesheringe 
beſter Qualität empfing und offerirt a 1 Sgr. 
pro St., Schockweiſe noch billiger, die 


3 N ef 
einn achter, 


Heute Donnerſtag den 24. Juni: 


Großes Konzert 
im Garten des Herrn Biſchoff. W 
Eingang von der Breslauerſtraße F 
durch das Hötel à la ville de & 
Rome und von der Schützenſtr. . 
Entrée à Perſon 3 Sgr. N 
e e IEEREIENE 


Die beiden Vorficher der Poſener Schützen⸗Gilde 
haben darauf angetragen: 200 Thlr. aus den Kom⸗ 
munals Fonds zu bewilligen, um das Jubiläum des 
Schützen⸗Vereins in Berlin würdig vertreten zu 
können. 5 a . 

Die Korporation der Schützen verwahrt ſich gegen 
dieſen Antrag und alle daraus zu ziehenden Folgerun⸗ 
gen, weil derſelbe gegen Wiſſen und Willen der Ge⸗ 
ſellſchaft geſchehen ift. ö at 

Der Vorſtand und die Mitglieder der Schützen⸗ 
gilde werden dieſe aus eigenen Mitteln zu repräſen⸗ 
tiren wiſſen. i 

Poſen am 21. Juni 1847. 

Sämmtliche Mitglieder der Poſener 


ee 0 


Schützengilde. 5 
Getreide⸗Marktpreiſe von Poſen, 
den 23. Juni 1847. 5 —— 9 
(Der Scheffel Preuß.) G 4 3 RE " 2 
Weizen d. Schſl⸗ zu 1 Mg. 1 17 7 4 
Seen d 426 8 5 11 
Gerſte ee 2 245 31 415 
Hafer A 1123! 4| 1 2718 
Rain 21211 1] 3 —— 
Den 422 3 5 —— 
Kartoffeln. 2. 110 1 145 
Heu, ein 5 27 6 0 Zur 
Stroh, Schock zu Pf. 115 1 — 2 


Butter das Faß zu 8 Pfd. 
(Hierzu zwei Beilagen.) 


144. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 24. Juni 1847. 
———ñ᷑? ĩ ͥꝑ.— ...... . —̃ — — — 


Landtags Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 15. Juni. 
(Schluß.) 

Marſchall: Der Antrag iſt von 8 Mitgliedern der Abtheilung ge— 
macht und von einem Mitgliede in der Verſammlung unterſtützt worden, es 
müſſen ſich alſo noch mehrere Unterſtützende finden, damit er zur Berathung 
komme. (Die Unterſtützung erfolgt hinreichend.) N . 

Abg. Graf v. Merveldt: Nach meinen Erfahrungen muß ich entſchie— 
den die Anſicht ausſprechen, daß ſich doch hin und wieder unter den Juden 
nicht die Männer finden können, denen es möglich wäre, eine ſolche Wahl 
zu leiten. (Ruf zur Abſtimmung.) ER 

Marſchall: So wollen wir denn zur Abſtimmung kommen. Die Frage 
iſt die: „Sollen die Worte: „Das Wahlgeſchäft wird durch einen Abg. der 
Regierung geleitet“, wegfallen?“ Wer für den Wegfall it, beliebe aufzuſte⸗ 
hen. (Dies geſchieht.) Mir ſcheint der Antrag die Mehrheit nicht zu haben. 

(Mehrere Stimmen: Ja wohl! Ja wohl!) 

Nun ſo will ich die Herren Ordner bitten, zu zählen. (Geſchieht.) Das Re⸗ 
ſultat der Abſtimmung iſt folgendes: Für Ja haben ſich erklärt 204, für Nein 
213. Die Worte bleiben alſo ftehen. 5 j 
* Referent Sperling (lief): $ 10. Die Wahlen der Vorſteher unterlie⸗ 
gen der Genehmigung der Regierung, welche die ganze Wirkſamkeit des Vor⸗ 
ſiandes zu beaufſichtigen hat und befugt iſt, einzelne Mitglieder wegen vor⸗ 
ſätzlicher Pflichtwidrigkeit oder wiederholter Dienſt⸗Vernachläſſigungen durch 
Beſchluß zu entlaſſen.“ Es verſteht ſich wohl von ſelbſt, daß dale Entlaſſung 
nur nach vorgängiger Unterſuchung und unter Vorbehalt des Rekurſes ſtatt⸗ 
finden kann. Daher wird es auch wohl kein Bedenken haben, dieſes noch aus⸗ 
drücklich hinzuzufügen. Gutachten zu §. 10. Da die Repräſentanten gegen 
die Synagogen-Gemeinde eine bedeutungsvolle Stelle einnehmen, indem ſie 
dieſelbe ohne Rückſprache mit ihr in allen, auch den wichtigſten Angelegenhei⸗ 
ten, dem Vorſtande gegenüber, vertreten, es alſo im Intereſſe der Gemeinde 
liegt, daß dazu nur vorwurfsfreie Männer gewählt werden, außerdem es aber 
auch nicht ſelten vorkommen dürfte, daß der Vorſtand in äußeren Angelegen⸗ 
heiten der Gemeinde, bei denen er die Repräſentanten zuziehen muß, die Le⸗ 
gitimation derſelben zu führen hätte, ſo fand die Abth. es zweckmäßig, daß 
deren Wahl der Genehmigung der Regierung ebenfalls unterworfen werde, 
und ſchlägt diefelbe vor, in der erſten Zeile hinter „Vorſteher“ einzuſchalten: 
„und der Repräſentanten“ i 

Marſchall: Der Antrag der Abth. geht dahin, in der erſten Zeile noch 
inzuſchalten: „und der Repräſentanten. 8 
einz — Möwes: Ich würde das Amendement dahin zuſammenfaſſen, „daß 
die Regierung nur erſt nach vorangegangener Ermittelung der Verhältniſſe 
und gutachtlichen Anhörung der Repräſentanten einen Vorſteher zu entlaſſen 
befugt ſei.“ 

| Mas ball: Es fragt ſich, ob der Vorſchlag Unterſtützung findet. (Es 
erheben ſich mehr als 24 Mitglieder.) Jal Wir haben über den Paragraphen 
ſehr verſchiedene Amendements. Zuerſt wird man wohl wiſſen müſſen, ob der 
ganze Paragraph wegfallen ſoll, weil es das am weiteſten gehende Amende⸗ 
ment iſt. Diejenigen, welche den ganzen Paragraphen geſtrichen wiſſen wollen, 
bitte ich aufzuſtehen. (Es hat keine Majorität erlangt.) Dann früge es ſich, 
ob das Wort „Nepräſentanten“ in den zweiten Satz mit eingeſchaltet werden 
ſoll. Dies iſt ein Vorſchlag der Abth., ich muß alſo darüber abſtimmen laſſen 
und bitte, daß diejenigen, welche für die Einſchaltung des Wortes „Reprä⸗ 
ſentanten“ in dem erſten Sage find, die Güte haben, aufzuſtehen. Er ift 
nicht angenommen. 

Referent Sperling lieſt den §. 11 des Geſetzentwurfs vor: §. 11. „Der 
Vorſtand hat die gemeinſamen Angelegenheiten der Judenſchaft zu leiten und 
die Beſchlüſſe der Repräſentanten zur Ausführung zu bringen. Er vertritt die 
Judenſchaft überall gegen dritte Perſopen, insbefondere in allen Rechtsge⸗ 
geſchäften, ſie mögen die Erwerbung von Rechten oder die Eingehung von 
Verbindlichkeiten betreffen. Das Verhältniß der Vorſteher und Nepräſentan⸗ 
ten gegen einander und gegen die Judenſchaft iſt, ſo lange und ſo weit nicht 
das Statut (§. 13) ein Anderes feſiſetzt, nach den Beſtimmungen der revi⸗ 
dirien Städteordnung vom 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten 
des Magiſtrats und der Stadtverordneten zu beurtheilen. Das Gutachten 
dazu lautet: §. 11. „Die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831 gilt 
zur Zeit nur in einer verhältnißmäßig geringen Zahl von Städten der preu⸗ 
biſchen Monarchie. Sie da, wo ſie nicht gilt, in Beziehung auf die Verhält⸗ 
niſſe der Juden einzuführen, ſcheint nicht nothwendig zu ſein. Es würde, wo 
ſolches geſchähe, die Zahl der ſchon beſtehenden Geſetzbücher und Gefegfamm- 
lungen dem allgemeinen Intereſſe zuwider vermehrt werden und den Wün⸗ 
ſchen der Städte, welche ſich der Städteordnung vom 19. Nov. 1808 erfreuen, 
geradezu entgegen fein. Die Abth. hat nichts dagegen zu erinnern, daß die 
Beziehungen des Vorſtandes zu den Repräfentanten und der Letzteren zur 
Synagogengemeinde nach den bezogenen Veſtimmungen der revidirten Städte⸗ 
Ordnung normirt werden, ſchlägt aber vor, dieſe Veſtimmungen einfach in 
dieſes Geſetz aufzunehmen, ſo daß das Statut nur noch über ſolche Gegen⸗ 
ſtände ſich verbreiten dürfte, über welche in dieſem Gefege hinweggegangen ware. 

Marſchall: Findet ſich dagegen etwas zu erinnern? Wo nicht, ſo kann 
ich annehmen, daß der Vorſchlag der Abth angenommen wird. 

Referent Sperling (lieſt vor): „§. 12. Ueber die Verwaltung des 
Vermögens der Judenſchaften ſteht den Regierungen das Recht der Oberauf⸗ 
ſicht in demſelben Maße zu, wie nach der revidirten Städteordnung vom 17. 
März 1831 über die Vermögens⸗Verwaltung der Stadtgemeinden. F. 12. 
des Gutachtens: „Hier gilt das bei dem unmittelbar vorhergehenden Para⸗ 
graphen Geſagte, und würde die Bezugnahme auf die revidirte Städteordn. 
ebenfalls zu vermeiden fein,“ Sansa 

Marſchall: Aus dem vorigen Beſchluſſe würde wohl folgen, daß auch 
hier der Abth. beigetreten wird. N 

Referent Sperling (lieſt vor): „F. 13. Ueber die Wahl des Vor⸗ 
figenden in dem Vorſtande und des Vorſiehers der Repräſentanten⸗Verſamm⸗ 
lung, fo wie über deren Vefugniſſe, ferner über die Zahl der Mitglieder des 
Vorſtandes und der Repräſentanten-Verſammlung, der Stellvertreter derſel⸗ 
den, ſo wie darüber, ob die Wahl in den Vorſtand auf jüdiſche Einwohner 


der zum Mittelpunkt der Judenſchaft beſtimmten Stadt beſchränkt bleiben, 
und welche Reiſekoſten-Entſchädigung im anderen Falle den Gewählten ge⸗ 
währt werden ſoll, endlich über das Verhältniß der Vorſteher und Repräſen⸗ 
tanten gegen einander und gegen die Judenſchaft find die erforderlichen Be— 
ſtimmungen in ein beſonderes, der Beſtätigung des Ober-Präſidenten unter⸗ 
liegendes Statut aufzunehmen. Die erſte Wahl des Vorſtandes und der Re⸗ 
präſentanten erfolgt nach Vorſchrift der Regierungen. Dieſe haben auch nach 
ſtattgefundener Wahl wegen Abfaſſung der Statuten binnen einer feſtzuſetzen⸗ 


den Friſt das Erforderliche anzuordnen. Sofern die Abfaſſung innerhalb der 


geſetzten Friſt nicht erfolgt, iſt von den Regierungen über die dem Statute 
vorbehaltenen Beſtimmungen ein die Judenſchaft bindendes Reglement zu er⸗ 
laſſen. §. 13 des Gutachtens: „Es fehlt an einer ausdrücklichen Beſtimmung 
darüber, wer über das Statut zu berathen hat. Der ganzen Gemeinde kann 
das füglich nicht überlaſſen werden, da ſie dazu wegen der großen Zahl und 
zum Theil mangelhaften Qualifikation ihrer Mitglieder nicht geeignet erſcheint. 
Die Abth. hält es für zweckmäßig, daß die Berathung des Statuts durch den 
Vorſtand und die Repräſentanten gemeinſchaftlich erfolge.“ 5 

Marſchall: Findet man dagegen etwas zu erinnern? Es wird nichts 
erinnert, und wird alſo der Paragraph als angenommen zu betrachten ſein. 

Referent Sperling (lieſt vor): „§. 14. Der Vorſtand iſt das Organ, 
durch welches Anträge oder Beſchwerden der Judenſchaft an die Staatsbe⸗ 
hörde gelangen. Er hat über alle die Judenſchaft betreffenden Angelegenheiten 
und über einzelne zu ihr gehörige Mitglieder den Staats- und Kommunal- 
Behörden auf Erfordern pflichtmäßig und unter eigener Verantwortlichkeit 
Auskunft zu ertheilen.“ §. 14 des Gutachtens: „Der Sinn der Worte „und 
über einzelne zu ihr gehörige Mitglieder“ iſt nicht ganz klar. Es könnten 
dieſe Worte auf ein gewiſſermaßen polizeiamtliches Verhältniß des Vorſtan⸗ 
des zu den einzelnen Gemeinde-Mitgliedern gedeutet werden. Ein ſolches liegt 
aber außer feiner Beſtimmmung. Wenn Behörden den Vorſtand der Syna⸗ 
gogen-Gemeinde zu einer Auskunft über einzelne Mitglieder auffordern, ſo 
kann ſolche, der Natur der Sache nach und ähnlich, wie es bei den Presby⸗ 
terien der chriſtlichen Kirchen der Fall iſt, nur Beziehungen des Einzelnen zur 
Gemeinde betreffen, und dieſe ſind zugleich Angelegenheiten der Gemeinde ſelbſt. 
Wenn alſo ſchon außerdem angeordnet worden, daß der Vorſtand über alle 
die Judenſchaft (Synagogen- Gemeinde) betreffenden Angelegenheiten den 
Staats⸗ und Kommunal- Behörden auf Erfordern pflichtmäßige Auskunft zu 
ertheilen habe, fo erſcheint ſolches der Abth. genügend, und ſtimmt fie dafür, 
die Eingangs gedachten Worte zu ſtreichen.“ 

Marſchall: Es wird auch hierin Einverſtändniß herrſchen. Wir kom⸗ 
men nun zu einem Gegenſtande, über den eine längere Berathung nothwen⸗ 
dig werden könnte. Ich ſchließe alſo die heutige Sitzung und bitte, ſich mor⸗ 
gen 10 Uhr hier wieder verſammeln zu wollen. 

(Schluß der Sitzung nach 34 Uhr.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 16. Fung 

Die Sitzung beginnt um 10 Uhr, unter Vorſitz des Marſchalls v. Rochow, 
mit Verleſung des Protokolls der geſtrigen Sitzung, welches von der Ver— 
ſammlung genehmigt und anerkannt wird. 

Marſch 
chenen Verathung über, und ich erſuche den Herrn Referenten, den Vortrag 
wieder aufzunehmen. 

Referent: $. 15. Vertretung der Judenſchaften in Stadtgemeinden. 
Wenn in einer Stadt, in welcher eine der beiden Städteordnungen gilt, ſich 
fo viele wahlberechtigte Bürger jüdiſchen Glaubens befinden, daß ſte minde⸗ 
ſtens diejenige Zahl der ſtädtiſchen wahlberechtigten Bürgerſchaft erreichen, 
welche eine Theilung der Grſammtzahl der letzteren durch die Zahl der Stadt⸗ 
verordneten ergiebt, ſo kann auf den Grund einer zwiſchen den ſtädtiſchen 
Behörden und dem Vorſtande der Judenſchaft unter Zuſtimmung der Reprä⸗ 
ſentanten ſtattfindenden Einigung den jüdiſchen wahlberechtigten Bürgern ge⸗ 
ſtattet werden, einen oder nach dem angegebenen Verhältniſſe auch mehrere 
Verordnete nebſt Stellvertretern aus ihrer Mitte zu wählen, welche in der 
Stadtverordneten-Verſammlung in allen, nicht das chriſtliche Kirchen- und 
Schulweſen betreffenden Angelegenheiten Sitz und Stimme haben; dagegen 
ſcheiden alsdann die Juden bei den Wahlen der übrigen Stadtverordneten, 
deren Zahl ſich nach Maßgabe der eintretenden jüdiſchen Verordneten ver⸗ 
mindert, als Wähler und Wahl-Kandidaten aus. Das Ergebniß einer ſolchen 
Vereinbarung unterliegt der Beſtätigung der Regierung und iſt in das ſtädti⸗ 
ſche Ortsſtatut aufzunehmen. Bei der Seitens der Juden ſtattfindenden Wahl 
von Verordneten aus ihrer Mitte finden die Vorſchriften und Bedingungen 
Anwendung, welche für die Stadtverordneten-Wahlen überhaupt an dem be⸗ 
treffenden Orte maßgebend find. Gutachten der Abtheilung: Wenn⸗ 
gleich es den ſtädtiſchen Behörden und Vorſtänden der Juden nur anheim 
gegeben und in deren freien Willen geſtellt iſt, Vereinbarungen zu treffen, 
nach welchen die Juden in Beziehung auf die Verwaltung der ſtädtiſchen An⸗ 
gelegenheiten ihren chriſtlichen Mitbürgern gegenüber eine beſondere Corpora⸗ 
tion bilden würden, ſo iſt doch auch dem Gedanken an die Möglichkeit der 
Hinwirkung Königl Behörden auf die Bildung folder Corporationen nicht 
aller Raum abgeſchnitten. Wenn nun ſchon oben in der Einleitung und bei 
$ 1. zur Sprache gekommen, daß Vereinbarungen, wie fie der in Rede ſte⸗ 
hende Paragraph ſtatuirt, zu offenbaren Rechtskränkungen der einzelnen Ju⸗ 
den führen und dem öffentlichen Intereſſe entgegen ſein würden, ſo mußte ſich 
die Abth. noch beſonders vergegenwärtigen, daß in dem Falle ſolcher Verein⸗ 
barungen in der Bürgerſchaft eine Judenſchaft beſtehen, in der Stadtverord⸗ 
neten⸗Verſammlung nicht blos Repräfentanten der Bürgerſchaft, ſondern auch 
Repräfentanten der Judenſchaft ſitzen und die Städteordnung in ihren we⸗ 
ſentlichſten Beſtimmungen aufgehoben fein würde. Dieſe Betrachtung führte 
zu dem einſtimmigen Beſchluſſe: daß der $. 15 ganz und gar zu ſtreichen ſei. 

Abg. Merkens: Der politiſche Staat würde die Juden als ſolche igne⸗ 
riren und ihnen eben als bezahlende Mitglieder des Staats alle politiſchen 
Rechte ungekränkt einräumen. Ich muß daher gegen den löten Paragraphen 
ſtimmen, weil er auf dieſem Wege fortfährt, das politiſch zu thun, was 
kirchlich ſchon gethan iſt: abſondern. 

Reg.⸗Kommiſſar Brüggemann: 
gen, die Anſicht des geehrten Redners, 


Es iſt mir zwar nicht völlig gelun⸗ 
der ſo eben die Tribüne verlaſſen hat, 


all: Wir gehen nunmehr zur Fortſetzung der geſtern abgebro⸗ 
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aufzufaſſen; wenn ich mich jedoch nicht irre, ſo hat er eine Inkonſequenz da⸗ 
rin finden wollen, daß der chriſtliche Staat die veligiöfen Verhältniſſe der 
Juden ordne und durch die Feſtſtellung ihrer äußeren Verhältniſſe ihnen zu⸗ 
gleich die Möglichkeit gewähre, ſich weiter zu entwickeln, während nach dem 
Ausſpruche des Stifters des Chriſtenthums dieſes Volk in ſeiner Zerſtreuung 
dem Zahne der Zeit überlaſſen werden ſolle. Eine ſolche Anſicht würde aber 
ſowohl dem Rechtsbegriffe des Staates, als dem von mir genern entwickelten 
chriſtlichen Prinzip widerſprechen. Das Rechts⸗Prinzip gewährt auch anderer 
als chriſtlicher religtöſer Ueverzeugung Schutz indem es die Gewiſſensfreiheit 
ſicherſtellt, das chriftliche Prinzip verlangt Duldung. Der chriſtliche Staat 
glaubt nicht durch Verletzung des Rechts und der Liebe der Vorſehung in der 
Ausführung ihrer Beſchlüſſe zu Hülſe kommen zu müſſen; wenn er ſeine 
Pflicht erfüllt hat, überläßt er jener höheren Hand, welche über den Schick⸗ 
ſalen der Menſchen waltet, in welcher Weiſe ſie ihre Rathſchlüſſe zur endli⸗ 
chen Erfüllung bringen will. (Von einigen Seiten Bravoruf.) 

Abg. von Auerswald: Ich glaube nicht, daß unſer Staat auf 


thönernen Füßen ſteht; ich glaube mich daher gegen jede Maßregel erklären 


zu müſſen, welche aus einer fo wahrhaft unchriſtlchen Beſorgniß fließt, und 
ſchließe ich mich entſchieden dem Abtheilungs-Gutachten an. 

Abg. Krüger: Weil ich der vollſtändigen Emancipation der Juden hold 
bin, kann ich nicht zugeben, daß wieder eine Abſonderung eintrete; ich kann 
es in Betreff des §. 15. um ſo weniger, als verſchiedene Gründe dagegen 
ſprechen, und ſtimme daher vollkommen mit dem Antrage der Abth. überein. 

Abg. Möwes: Schon bei Gelegenheit der Beſprichung des Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfes im Allgemeinen habe ich mich gegen das Abſonderungs-Prinzip aus⸗ 
gelaſſen, das in dieſem §. 15 hauptlächlich hervortritt. Es iſt mir unerklär⸗ 
lich, wie man in unſerer Zeit auf ſolche Prinzipien geräth, während unſere 
Geſetzgebung es ſich ſchon kängſt zur Aufgabe gemacht hat, alle Verſchieden⸗ 
heiten zu beſeitigen und zu verſchmelzen, die zwiſchen Juden und Chriſten in 
bürgerlicher Bezichung beſtehen. (Ruf zur Abſtimmung.) 

Abg. Grabow: Ich will mich dem Abſchluß der Diskuſſion nicht ent⸗ 
gegenſetzen, weil die Rechts⸗, Nützlichkeits⸗ und inneren Nothwendigkeitsgründe 
von dem geehrten Redner vor mir ſo vollſtändig auseinandergeſetzt ſind, daß 
ich glaube, der Paragraph wird einſtimmig verworfen werden. 

Marſchall: Die Abtheilung hat vorgeſchlagen, den §. 15 wegfallen 
zu laſſen. Ich bitte diejenigen, welche dem Antrage beiſtimmen, aufzuſtehen. 

f Der Antrag wird faſt einſtimmeg angenommen.) 

Referent Sperling: Ich werde mir erlauben, die SS. 16 bis 22 vor⸗ 
zuleſen, weil ſie im genauen Zuſammenhange ſtehen Verlieſt: „§ 16. Die 
auf den Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben der Vereinbarung 
jeder einzelnen Judenſchaft, reip. deren Vorſtehern und Repräſentanten über⸗ 
laſſen. Die Regierung hat von dieſen Einrichtungen nur in ſoweit Kennt⸗ 
niß zu nehmen und Entſcheidung zu treffen, als die öffentliche Ordnung ihr 
Einſchreiten erfordert. §. 17. Dem Statute einer jeden Judenſchaſt bleibt 
die Veliimmung darüber vorbehalten, ob Kultusbeamte angeſtellt und wie 
dieſelben gewählt werden ſollen. Bis dahin behält es wegen dieſer Wahlen 
bet demjenigen, was in den einzelnen Judenſchaften herkömmlich iſt, und in 
Ermangelung cines festen Herkommens bei den allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 


ſchriften wegen der Wahl von Geſellſchaftsbeamten ſein Bewenden. Die ge⸗ 


wählten Kultusbeamten dürfen in ihr Amt nicht eher eingewieſen werden, bis 
die Regierung erklärt hat, daß gegen ihre Annahme nichts zu erinnern iſt. 
Die Regierung hat bei diefer Erklärung außer den Förmlichkeiten der Wahl 
nur darauf Rückſicht zu nehmen, daß die gewählten Kultus-Vramten unbe⸗ 
ſcholtene Männer find. F. 18. Entſtehen innerhalb einer Judenſchaft Strei⸗ 
tigkeiten über die inneren Kultus⸗ Einrichtungen, welche auf Bildung einer 
neuen Synagoge abzielen, fo find die Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegen⸗ 
heiten und des Innern ermächtigt, auf den Antrag der Intereſſenten eine Bes 
gutachtung der obwaltenden Differenzen durch eine zu dieſem Zweck einzuſez⸗ 
zende Kommiſſion eintreteten zu laſſen. Kann durch den Ausſpruch der Kom⸗ 
miſſton der Konflikt nicht ausgeglichen werden, fo haben die Miniſter unter 
Benutzung des von der Kommiſſton abgegebenen Gutachtens darüber Anord⸗ 
nung zu treffen, ob und mit welcher Maßgabe die Einrichtung eines abge⸗ 
ſonderten Gottesdienſtes oder die Bildung einer neuen Synagoge zu geſtatten 
iſt; zugleich haben dieſelben mit Ausſchluß des Rechtsweges zu beſtimmen, 
welcher Theil im Beſitz der vorhandenen Kultus-Einrichtungen verbleibt. F. 
19. Dieſe Kommiſſion ſoll, fo oft das Bedürfniß es erfordert, unter der 
Aufſicht eines Regierungs-Abgeordneten in Berlin zuſammentreten und aus 
neun Kultusbeamten oder anderen Männern jüdiſchen Glaubens beſtehen, die 
das Vertrauen der Judenſchaft, welcher ſie angehören, beſitzen. 
§. 20. Die Mitglieder der Kommiſſion mit einer angemeſſenen Zahl von 
Stellvertretern werden von den Miniſtern der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten 
und des Innern auf den Vorſchlag der Ober-Präſidenten, welche dabei die 
Anträge der Judenſchaſten ihres Verwaltungsbezirks beſonders zu berückſich⸗ 
tigen haben, auf die Dauer von ſechs Jahren ernannt. F. 21. Die durch 
den Zufammentritt der Kommiſſion erwachſenden Koften werden von den 
ſämmtlichen Judenſchaftes des Staats nach Verhältniß des Koſten-Betrages 
ihrer geſammlen Bedürfniſſe (S. 23.) aufgebracht. §. 22. Die Kommiſſton 
beſchließt Über die ihr zur Begutachtung vorgelegten Gegenſtände nach abſo⸗ 
luter Stimmenmehrheit und hat die zu erſtattenden Gutachten unter Veifü⸗ 
gung von Gründen vollſtändig auszuarbeiten.“ Gutachten: „Der Abſchnitt, 
welcher über das Kultusweſen handelt (§§. 16—22), fällt in keine der Kate⸗ 
goricen von Geſetzen, zu deren Beralhung die Stände verfaſſungsmäßig be⸗ 
rufen find. Deshalb Haupte die Abtheilung auch, in Beziehung auf denſel— 
ben zunächſt die Fragt anregen zu müſſen, ob er der Berathung des Verei⸗ 
nigten Landtages unterliegen dürfe? Für den Fall, daß dieſe Frage in pleno 
bejaht werden ſollte, was die Abtheilung um deswegen anzunehmen geneigt 
war, weil es ſich um eine Königliche Propoſition handelt, war zu §§. 16 
und 17 nichts zu erinnern“ 5 
Marſchall: Findet ſich gegen die ausgeſprochene Meinung der Abthei⸗ 
lung etwas zu erinnern? (Es wird keine Bemerkung dagegen gemacht.) Hier 
iſt der §. 16. übergangen worden. Ich muß fragen, ob das Amendement, 
daß der §. 16. wegfalle, Unterſtützung findet? (Es erhebt ſich Niemand da⸗ 
für.) Das Amendement ift nicht unterſtützt, und es kann alſo keine Diskuſ⸗ 
fion darüber ftattfinden. (Viele Stimmen: Ja!) Es fragt ſich, ob gegen 
17. etwas zu bemerken iſt? 5 


Abg. Han ſem ann: In Beziehung auf §. 17. verſteht es fi doch von 
ſelbſt, daß, wo das Wort „Judenſchaft vorkommt, dafür „Synagogen-Ge⸗ 
meinde“ geſetzt werde? (Viele Stimmen: Ja wohl!) 8 

Marſchall: Wenn weiter nichts bemerkt wird, ſo iſt der §. 17. als 
angenommen zu betrachten. . 

Referent (verlief Seite 12 und 13 des Gutachtens zu $. 18): „g. 18. 
„Die Abtheilung iſt mit dem in der Denkſchrift pag. 24 ausgeiprochenen, 
von der Staats-Regierung bisher befolgten Grundfage, daß eine Einmiſchung 
der Staatsbehörden in die Differenzen, welchen unter den Juden über ihren 
Kultus entſtehen, nicht ſtatthaft und es ihre eigene Sache ſei, ſich darüber 
zu einigen, was dem Geiſte ihrer Religionsſatzungen angemeſſen iſt oder nicht, 
ganz einverſtanden, da ſolcher die Glaubens- und Gewiſſensfreiheit der Ju⸗ 
den garantirt. „Eben ſo kann dieſelbe es nur gutheißen, daß da wo die 
vorbemerkte Einigung unter den Juden nicht ſtattfindet und es ſich um die 
Bildung neuer Kultus-Einrichtungen in beſonderen Synagogen handelt, den 
Diffentirenden, weil über Glaubens Angelegenheiten die Meinung der Ma⸗ 
joritat nicht entſcheidend fein kann, um Gewiſſenszwang zu vermeiden „eine 
Abſonderung und Vereinigung zu einer eigenen Kultus⸗Verbindung zu geſtat⸗ 
ten ſei. pag. 25 und 26 ıbıd. „Dieſen Grundſätzen iſt aber der Inhalt 
des vorliegenden Paragraphen inſofern nicht ganz enkſprechend, als nach dem⸗ 
ſelben in dem Falle ausbleibender gütlicher Vereinigung den Miniſtern die 
Entſcheidung zuſtehen ſoll, ob die Einrichtung eines abgeſonderten Gottesdien⸗ 
ſtes ꝛc. zu geſtatten ſei. Die Maßgaben feſtzuſtellen, unter denen dieſe Ab⸗ 
ſonderung geschehen kann, ohne daß das Beſtehen der bisherigen Synagoge 
gefährdet wird, mag immerhin und muß der Staats-Behörde im Intereſſe 
der letzteren vorbehalten werden. Die Abſonderung ſelbſt aber darf deshalb 
nicht in Frage kommen, daher die Abtheilung dahin ſentirte, in der achten 
Zeile die beiden Wörter „ob und“ zu ſtreichen.“ ö 

Reg.⸗Kommiſſar Brüggemann: Es wird gegen die Auslaſſung diefer 
Worte um fo weniger etwas zu erinnern fein, als es die Abſicht des Gou⸗ 
vernements nicht geweſen iſt, in Frage zu ſtellen, ob eine Abſonderung des 
Gottesdienſtes ſtattfinden ſolle oder nicht, vielmehr ſollte ſich die Disjunction 
darauf beziehen, ob die Einrichtung eines abgeſonderten Gottesdienſtes oder 
die Bildung einer neuen Synagoge zu geſtatten ſei. Der Ausdruck wird jes 
denfalls ſchärfer, wenn die Worte „ob und“ wegfallen. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob von der Verſammlung gegen die Weg— 
laſſung dieſer Worte etwas einzuwenden iſt? (Dies geſchieht nicht.) Die 


Referent lieſt das Abtheilungs-Gutachten zu §. 18 weiter: Richtig iſt 
ferner in der Denkſchrift S. 27 ausgeführt, daß das Vermögen der beſtehen⸗ 
den juriſtiſchen Perſon angehöre und derſelben auch bei einer erfolgenden Abs 
trennung verbleiben müſſe. Dies ift aber in dem vorliegenden Paragraphen 
nicht ausgeſprochen, und würde derſelbe demgemäß noch dahin zu ergänzen 
ſein; daß hinter den Worten „vorhandenen Kultus-Einrichtungen“ noch ein⸗ 
geſchaltet werden die Worte „und des Vermögens der Synagogen-Gemeinde.“ 

Reg.⸗Kommiſſar Brüggemann: Es wird in dem Abtheilungs-Gutach⸗ 
ten dem Geſetz-Entwurf vorgeworfen, er habe nicht ausgeſprochen, daß das 
vorhandene Vermögen deu bestehenden juriſtiſchen Perſonen angehöre und auch 
bei erfolgender Abtrennung verbleiben müſſe. Ich erlaube mir jedoch zu wir« 
derholen, was ich bereits bei den Verathungen der Abtheilung angeführt habe, 
daß nur aus Verſehen in der letzten Zeile des §. 18 die Worte: „der vor⸗ 
handenen Kultus-Einrichtungen“, ſtatt der Worte: „das Vermögen des Syna⸗ 
gogen-Vereins“ ſtehen geblieben find; man konnte ſich aus den Motiven zu 
dem Gefeg-Entwurf überzeugen, daß von dem Vermögen des Synagogen⸗ 
Vereins die Rede ſein ſolle, und ich habe ausdrücklich gebeten, man möge 
den Paragraphen fo leſen, als wenn dieſe Worte darin ſtänden. 

Referent: Ich möchte doch dafür ſein, daß die Worte: „Kultus⸗Ein⸗ 
richtungen“ nicht weggelaſſen werden, ſondern ſtehen bleiben, da fie etwas be⸗ 
zeichen, was die Worte: „und des Vermögens der Synagogen-Gemeinde“ 
nicht ſo beſtimmt ausdrücken. 

Marſchall: Es iſt von dem Herrn Reg.⸗-Kommiſiar gegen die Eins 
ſchaltung der Worte: „und des Vermögens der Synagogen-Gemeinde“ nichts 
erinnert worden. Inſofern auch von der Verſammlung nichts einzuwenden 
iſt, würde dieſe Einſchaltung angenommen ſein. 

Abg. Hanſemann: Es iſt in dieſem Paragraphen beſtimmt, daß eine 
von dem Miniſterium zu ernennende Kommiſſion gebildet wird. Gegen den 
Grundſatz habe ich nichts einzuwenden, ich wünſche aber, daß hinzugeſetzt 
werde, daß in diefer Kommiſſton auch die verſchiedenen Meinungen der Diſ⸗ 
ſentirenden vertreten ſein müſſen. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob das von dem Herrn Abgeordneten Han⸗ 
ſemann gemachte Amendement Unterſtützung findet, welches dahin geht: in 
in den einzuſetzenden Kommiſſionen die diſſentirenden Meinungen vertreten 
zu ſehen. (Niemand erhebt ſich.) (Mehrere Stimmen: Der Sinn des Amen⸗ 
dements iſt nicht verflanden.) (Andere Stimmen: Er iſt hinlänglich verſtan⸗ 
den.) Es ſoll noch einmal vorgetragen werden. 5 

Abg. Hanſemann: Das Bedenken meinerſeits beſteht darin, daß es 
ſich von dem Falle handelt, wenn in Beziehung auf den Kultus in einer Ge⸗ 
meinde Differenzen entſtehen. Es kommt dann darauf an, daß eine Entſchei⸗ 
dung über den Streit zwiſchen den verſchiedenen Mitgliedern der Gemeinde 
erfolge, mit anderen Worten, daß die diſſentirenden Juden⸗Gemeinden, welche 
entſtehen, vertreten werden; und da ſcheint es mir nöthig, daß in einem ſol⸗ 
chen Falle die verſchiedenen Anfihten und Intereſſen in der einzuſetzenden 
Kommiffton vertreten fein müſſen. Das iſt mein Bedenken und nicht, wie 
der Herr Kommiſſarius angeführt hat, daß auf jede Meinungs⸗Nüance Rück⸗ 


ſicht genommen werden ſolle. 

Reg.⸗Kommiſſar Brüggemann: Zezt hat allerdings der Vorſchlag 
einen andern Sinn, indem die Abſicht zu fein ſcheint, daß die Kommiſſion 
jedesmal dann erſt gewählt werden Toll, wenn Differenzen eintreten. Nach 
dem Entwurf ſoll fie aber auf ſechs Jahre gewählt werden, mithin ein per⸗ 
2 Organ bilden, um die Regierung bei ihren Entſcheidungen zu un⸗ 
terſtützen. 

Mars chall: Ich muß nochmals auf die Frage zurückkommen, ob der 
Vorſchlag die nöthige Unterſtützung findet. (Geſchieht hinreichend.) N 

Abg. Graf v. Schwerin: Dies veranlaßt mich zu dem Wunſche, daß 
der §. 18 beibehalten, dagegen die 88. 19 und 20 gestrichen werden möchten. 


Worte werden alſo wegfallen. 
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Marſchall: Das geftellte Amendement hat Bezug auf die Faſſung des 
8. 18, wird alſo, wenn es Unterſtützung findet, berathen werden. Ich frage 
daher bei der hohen Verſammlung an, ob der Vorſchlag, die §§. 19 und 
20 zu fireichen, unterſtützt wird? (Geſchieht hinreichend.) 

Referent: Ich erlaube mir den geehrten Herrn, welcher den Antrag 
geſtellt hat, aufmerkſam zu machen auf die Veilagen und namentlich auf die 
Gutachten der Mitglieder der hieſigen Juden-Gemeinde, welche darin enthal- 
ten ſind. In ſolchen iſt der Wunſch ausdrücklich ausgeſprochen, daß eine 
Kommiſſton ins Leben trete, die nicht permanent iſt. 

Marſchall: Der Vorſchlag geht zunächſt dahin: die SS. 19 und 20 
wegfallen zu laſſen, und ich frage, ob dies ſtattſinden foll? Diejenigen, die 
dafür ſtimmen, bitte ich, aufzuſtehen. (Es iſt keine Majorität vorhanden.) 
Es wird ſich nun um die Modifikation handeln, ob hinzuzufügen ſei, daß 
die diſſentirenden Meinungen in der Kommiſſion vertreten werden follen. Der 
Herr Antragſteller nimmt fein Amendement zurück. Es fragt ſich alſo, ob 
die Verſammlung darüber hinweggehen will? h } 

Abg. Stöpel: Ich finde, daß ein jedes Mißverſtändniß verſchwinden 
würde, wenn eine Aenderung in der Redaction eintritt. In dem §. 18 heißt 
es: „Durch eine zu dieſem Zweck einzuſetzende Kommiſſion“; wenn nun das 
gegen geſagt wird: „Durch die zu dieſem Zweck beſtehende Kommiſſton 88. 
19 und 20”, fo würde kein Zweifel obwalten können, welche Kommiffion 
gemeint iſt. ö s 

Marſchall: Wird dieſem Amendement beigetreten. (Es geſchieht nicht.) 
Verlangt noch Jemand das Wort? — Da es nicht geſchieht, ſo werde ich 
es zur Abſtimmung bringen. Es geht dahin, am Ende des 8. 18 ſtatt der 
Worte „mit Ausſchluß des Rechtsweges“ zu ſagen: „einſtweilig und mit Vor⸗ 
behalt des Rechtsweges“. Diejenigen, welche dafür find, bitte ich aufzuſtehen. 
(Es hat keine Maforität erhalten.) Die §§. 19 und 20 find bereits ange⸗ 
nommen. Es fragt ſich nun, ob etwas zu den SS. 21 und 22 zu bemerken 
iſt. — Es ſcheint nicht der Fall zu ſein, daher ſind ſie angenommen. 

Referent Sperling: F. 23 des Geſetz⸗En:wurfes lautet: §. 23. „Die 
Koſten des Kultus und der übrigen, die Judenſchaft betreffenden Bedürfniſſe, 
zu welchen auch die Einrichtung und Unterhaltung der Begräbnißpläge ge⸗ 
hört, werden nach den durch das Statut einer jeden Judenſchaft näher zu 
beſtimmenden Grundfägen auf die einzelnen Beitragspflichtigen umgelegt und, 
nachdem die Heberollen von der Regierung für vollſtreckbar erklärt worden 
ſind, im Verwaltungswege eingezogen. Der Rechtsweg iſt wegen ſolcher Ab— 
gaben und Leiſtungen nur inſoweit zuläſſig, als Jemand aus beſonderen 
Rechtstiteln die gänzliche Befreiung von Beiträgen geltend machen will oder 
in der Beſtimmung feines Antheils über die Gebühr belaſtet zu fein behaup- 
tet. Ob und inwieweit einzelne, zerſtreut und von dem Mittelpunkte der 
Judenſchaft entfernt wohnende Juden zu den von der Judenſchaft aufzubrin⸗ 
genden Koſten, insbeſondere zu den Kultus-Bedürfniſſen, beizutragen haben, 
iſt von den Regierungen nach Maßgabe der Vortheile feſtzuſetzen, welche je⸗ 
nen Juden durch die Verbindung mit der Judenſchaft zu Theil werden. Von 
neu anziehenden Juden darf ein ſogenanntes Eintrittsgeld von der Juden— 
ſchaft auch an denjenigen Orten, wo ſolches bisher üblich geweſen, künftig 
nicht mehr gefordert werden.“ Von Seiten der Abtheilung iſt nichts zu er⸗ 
innern geweſen. } 
Marſchall: Es fragt ſich, ob von der hohen Verſammlung etwas da— 
gegen zu bemerken iſt? 

Abg. Lucanus: Ich halte es für ſehr bedenklich, den Schlußſatz des 8. 
anzunehmen. Ich kenne mehrere Judenſchaften, welche bedeutende Stiftungen 
und großes Vermögen haben, und dieſe Juden, welche den Vortheil genießen, 
würden von den anderen überſchwemmt werden, wenn ſie Fremden, ohne von 
denfelben Eintrittsgeld zu empfangen, ihr Vermögen mit preisgeben ſollen. 
Ich glaube, daß in demſelben Maße, wie das Eintrittsgeld in mehreren 
Städten für die Aufnahme zum Bürger bezahlt wird, es auch für die Juden 
ſeſtgeſtellt werden müſſe. f 4 5 

Marſchall: Das Amendement geht dahin, den letzten Satz des S. 23 
zu ſtreichen, und es fragt ſich, ob es Unterſtützung findet? Es iſt nicht 
unterſtützt. 

Referent Sperling: Der 8. 24. des Geſetz-Entwurfs lautet: 8. 24. 
„Ueber die der beſonderen Armen- und Krankenpflege jüdiſcher Glaubensge⸗ 
noſſen gewidmeten Fonds und Anſtalten ſteht dem Vorſtande der Judenſchaft, 
ſofern ihm nicht die Verwaltung bereits ſtiſtungsmäßig übertragen iſt, die 
Aufſicht zu, vorbehaltlich jedoch des Ober⸗Aufſichtsrechts der Regierungen.“ 
Hierbei iſt ebenfalls nichts zu erinnern geweſen. 

Marſchall: Findet Jemand gegen dieſen Paragraphen etwas zu er⸗ 
innern? Da es nicht geſchehen iſt, ſo iſt er als angenommen zu betrachten. 

Referent Sperling (trägt vom §. 25 bis 27 des Geſetz⸗Entwurfs vor): 
§. 25. In Bezug auf den öffentlichen Unterricht gehören die ſchulpflichtigen 
Kinder der jüdiſchen Glaubensgenoſſen den ordentlichen Elementarſchulen ihres 
Wohnorts an. § 26. Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen ſind ſchuldig, ihre 
Kinder zur regelmäßigen Theilnahme an dem Unterrichte in der Ortsſchule 
während des geſetzlich vorgeſchriebenen Alters anzuhalten, ſofern ſie nicht vor 
der Schulbehörde ſich ausweiſen, daß ihre Kinder anderweitig durch häusliche 
Unterweiſung oder durch ordentlichen Beſuch einer anderen vorſchriftsmäßig 
eingerichteten öffentlichen oder Privat-Lehranſtalt einen regelmäßigen und ge⸗ 
nügenden Unterricht in den Elementarkenntniſſen erhalten. §. 27. Befinden 

an einem Orte mehrere chriſtliche Elementarſchulen, fo bleibt den Regie— 
rungen üderlaſſen, die jüdiſchen Einwohner nöthigenfalls nach Maßgabe der 
Ortsverhältniſſe entweder einer von dieſen Schulen ausſchließlich zuzuweiſen 
oder unter dieſelben nach einer beſtimmten Bezirks-Abgränzung zu vertheilen. 
Im Gutachten heißt es S. 13: „In Beziehung auf den nächſten Abſchnitt 
machte ein Mitglied darauf aufmerkſam, daß das Gouvernement hinſichtlich 
des Unterrichtsweſens der Juden in neuerer Zeit offenbar eine andere Anſicht 
gewonnen habe, als ihm ſolche früher eigen geweſen. Dies ſei ſchon aus einer 
re der in dem zweiten Hefte der Beilagen zur Denkſchrift 

60 und 66 enthaltenen Miniſterial⸗Reſkripte zu entnehmen. Während in 
dem erſteren Reſkripte die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen über den 
Unterricht auch für die Juden als maßgebend erklärt und die Behörden zu 
deren Beobachtung und Ausführung angewieſen ſeien, gehe die Tendenz des 
letzteren Reſtriptes dahin, Glaubensſchulen ins Leben zu rufen und die jüdi⸗ 
ſchen Kinder aus den Schulen, welche von Kindern chriſtlicher Aeltern beſucht 


werden, zu verbannen. Der Geiſt dieſes Reſkriptes finde ſich in dem Geſetz 
Entwurfe und deſſen Motiven wieder. Es ſei in den letzteren, namentlich 
S. 30. der Denkſchrift, die Zuweiſung der jüdiſchen Kinder zur chriſtlichen 
Schule nur als Ausweg bezeichnet und die Errichtung eigener Schul-Anſtal⸗ 
ten für die jüdiſchen Kinder geradehin für zweckmäßig erklärt. Dieſe Bemer⸗ 
kungen riefen gegen das Gouvernement lebhafte Reclamationen hervor. ie 
Abth. bekannte ſich zu einem entgegengeſetzten Prinzipe, weil die Trennung 
der jüdiſchen von der chriſtlichen Schuljugend ebenfalls zu einer ſchärferen 
Abſonderung der Juden von den Chriſten überhaupt führen würde und die 
Erfahrung eine ſolche Trennung nicht gebiete, vielmehr lehre, daß die Theil⸗ 
nahme der jüdiſchen Kinder an dem Unterrichte der chriſtlichen dieſen nirgends 
geſchadet, auf jene dagegen nur vortheilhaft eingewirkt habe. Wenn daher 
auch die 88. 25 und 26 als den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen ent⸗ 


ſprechend, zu keiner Erinnerung Veranlaſſung gaben, fo fand doch die Be- 


en des §. 27 keinen Anklang, indem dagegen Folgendes hervorgehoben 
wurde:“ 
Marſchall: Ich frage, ob gegen den §. 25 und 26 etwas zu bemerken iſt? 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Nach dem eben verleſenen Gut⸗ 
achten hat ein Mitglied der Abth. darauf aufmerkſam gemacht, daß das Gou⸗ 
vernement in neuerer Zeit offenbar hinſichtlich des Unterrichtsweſens der Ju⸗ 
den eine andere Anſicht gewonnen habe, als ihm früher eigen geweſen ſei. 
Ich würde auf dieſe Anſicht eines einzelnen Mitgliedes der Abth. nicht zurück⸗ 
kommen, wenn nicht Folgerungen daraus abgeleitet würden, und weiter der 
Vorwurf gegen das Gouvernement dadurch begründet werden ſollte, als gehe 
deſſen Tendenz dahin, beſondere jüdiſche Glaubensſchulen ins Leben zu rufen 
und die jüdiſchen Kinder aus den Schulen, welche von Kindern chriſtlicher 
Aeltern beſucht werden, zu verbannen, eine Tendenz der Abſonderung, die ſich 
überhaupt in dem Gefeg-Entwurf und den Motiven wiederfinde. 

Referent Sperling: Es hat der Miniſterial⸗Kommiſſar, welcher eben 
das Wort hatte, in der Abtheilung erklärt, daß fortan niemals der Fall vor⸗ 
kommen ſoll, daß bei einer katholiſchen Schule ein evangeliſcher Lehrer und 
umgekehrt angeſtellt werden ſoll. Dieſe Richtung des Königl. Miniſteriums 
beklage ich auf's lebhafteſte, denn die Stärke des Staates beruht auf der 
innigſten Verbindung ſeiner Mitglieder, und nirgends wird das Vand zwiſchen 
ihnen inniger geknüpft, als in der Schule. Stimme ich nun auch von Herzen 
für die Parität der Konfeffionen, fo finde ich doch andererſeits wahre Parität 
nur darin, daß die Schulen ſo eingerichtet werden, daß jeder Lehrer, ohne 
Unterſchied feiner Religion, nach Maßgabe feiner wiſſenſchaftlichen Bildung 
an derſelben Anſtellung finde, ein jeder Schüler, ohne Unterſchied der Kon⸗ 
feſſion, darin feinen wiſſenſchaftlichen Unterricht erhalten kann und nur in 
Beziehung auf die Religion das beſondere Bedürfniß jedes Einzelnen berüd- 
ſichtigt wird. In dieſem Sinne will ich Parität gelten laſſen, und ſo wird 
ſie gewiß auch von Anderen gebilligt werden. Werden dagegen für die ein— 
zelnen Konfeſſtonen beſondere Schulen eingerichtet, fo wird jene innige Ver— 
einigung der Staatsbürger nicht nur gehindert, ſondern auch eine Sonderung 
derſelben geradezu herbeigeführt, und dieſe liegt nicht im Intereſſe des Staates. 
Sie iſt ihm nachtheilig und kann ihm, wie die Geſchichte lehrt, ſogar gefährlich 
werden, weil fie auf dem Gebiete der Religion fiattfindet. Hiernach bitte ich 
das Gutachten der Abtheilung zu beurtheilen. (Bravo!) 

Regierungs-Kommiſſar Brüggemann: Ich bitte nur Weniges bes 
merken zu dürfen. Ich habe in der Abtheilung nicht ausgeſprochen, was 
künftig geſchehen ſolle, ſondern nur den beſtehenden Grundſatz ausgeſprochen, 
wonach alle Elementar- Schalen einen chriſtlichen konfeſſtonellen Charakter 
haben und Simultan-Schulen nur in Fällen, der Noth geſtattet ſein ſollen. 
Ich füge nur noch in Bezug auf die jüdiſchen Schulen hinzu, daß den Juden 
ja, wie man auch über den konfeſſtonellen Charakter der öffentlichen Schulen 
denken möge, dieſelben Rechte wie den Chriſten gewährt werden ſollen und 


es doch ſicherlich den Evangeliſchen, wie den Katholiken, geſtattet iſt befondere 


öffentliche Konfeſſtons⸗Schulen zu errichten. j 

Referent Sperling: Der geehrte Herr irrt von dem Gegenſtande ab. 
Wenn er glaubt, daß ich in Beziehung auf ihn nicht die Wahrheit gefagt 
habe, ſo berufe ich mich auf ein geehrtes Mitglied der Rhein-Provinz, wel⸗ 
ches ein Beiſpiel von einer Schule anführte, an der ein Lehrer anderer Kon— 
feſſton angeſtellt iſt, und durch feine Bemerkung den Herrn Miniſterial⸗ 
Kommiſſar gerade zu jener Erklärung veranlaßte. 

Regierungs-Komiſſar Brüggemann: Ich bemerke, daß es ſich hier 
nur um Elementarſchulen, nicht um Gymnaſten handelt. 

Eine Stimme (vom Platze): Auf meine Bemerkung, daß an dem 
Gymnaſtum in Koblenz ein Lehrer anderer Konfeſſion angeſtellt ſei, hat der 
Herr Regierungs-Kommiſſar erklärt, daß dies fortan nicht geſchehen werde. 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich wiederhole, daß hier von 
den Elementarſchulen die Rede iſt, nicht aber von den Gymnaſten. Das 
Faktum iſt übrigens richtig; ich habe dem Abgeordneten, der Stadt Koblenz, 
als meine Behauptung, daß alle Gymnaſien einen beſtimmlen konſeſſtonellen 
Charakter hätten, ihn zu der Frage veranlaßte, wie es denn gekommen ſei, 
geſagt, daß an dem Gymnaſium zu Koblenz ein evangeliſcher Lehrer anges 
fiellt ſei, daß ich ihm die Verſicherung ertheilen könne, es werde bei eintre⸗ 
tender Erledigung der Stelle, dem ſtiftungsmäßigen Charakter des Gym⸗ 
naſtiums gemäß, ein katholiſcher Lehrer angeſtellt werden. 

Abg. Naumann: Die Grundſätze, welche die Abtheilung durch den 
Referenten entwickelt hat, muß ich überall theilen. Ich erkenne es wohl an, 
daß es nicht die Abſicht iſt, die Juden in eine andere Lage als die Chriſten 
in Beziehung auf ihre konfeſſtonellen Bedürfniſſe zu bringen. Ich behaupte 


„aber, daß der Gefeg-Entwurf in feinen Beſtimmungen, die hier von der Ab⸗ 


theilung angegriffen werden, doch von dem Grundſatze abweicht, der in Ber. 
ziehung auf die chriſtlichen Schulen gegenwärtig gilt. Allerdings iſt es den 
chriſtlichen Kirchen-Gemeinden geftattet, beſondere konfeſſionelle Schulen zu 


errichten; die Geſetze verpflichten aber die Schulverbände nicht, zu den Koften 


für dieſe ſpeziell-konfeſſionellen Schulen beizutragen. Es kann allerdings 
eine katholiſche oder evangeliſche Gemeinde beſondere Schulen errichten, es 
folgt aber daraus nicht, daß die allgemeinen Schulverbände zu den Koſten 
beitragen. Die Veſtimmungen, wie fie der Gefeg-Entwurf enthält, ſind aber 
anders Hiernach ſoll die Staats-Regierung die Orts⸗ Schulbehörden unter 
gewiſſen Bedingungen verpflichten können, für ein konfeſſtonelles Bedürfniß 
der Juden durch Gewährung von Geldmitteln zu ſorgen. Gegen dieſen 


Grundfag, glaube ich, muß man ſich ausſprechen. Man kann den Kon⸗ 
feſſtonen geſtatten, beſondere Schulen zu errichten; man kann aber nicht ge⸗ 
ſtatten, daß die Juden beſondere Schulen errichten, die aus dem Charakter 
der öffentlichen allgemeinen Schulen, aus dem Schulverbande heraustreten 
und dennoch zu den Koſten eine Beihülfe aus dem Fonds des allgemeinen 
ndes erhalten. f 
TON: e gs h Brüggemann: Es iſt überſehen worden, daß 
es im F. 33 b. ausdrücklich heißt: „Wo die Unterhaltung der Ortsſchulen 
eine Laſt der bürgerlichen Gemeinde iſt.“ Wo dies nicht der Fall ift, legt 
auch der Gefeg-Entwurf der bürgerlichen Gemeinde dieſe Laſt nicht auf. 
Abg. Naumann: Ich bemerke, daß ich dies gerade im Auge gehabt 
habe, nämlich die Schulverbände, in welchen die Koſten aus allgemeinen 
Kommunal⸗Mitteln aufgebracht werden. In ſolchen Schulverbänden iſt es 
bisher nicht üblich geweſen (wenigſtens meines Wiſſens nicht), für eine be⸗ 
ſummte Konfeſſtonsſchule eine Beihülfe bewilligen zu müſſen. N 
Abg. Frhr von Binde: Ich möchte im Einklange mit dem, was die 
hohe Verſammlung vor kurzem beſchloſſen hat, bei einem Antrage, welcher 
auf die Anflellung katholiſcher Lehrer in den Kadettenhäuſern hinauslief, das 
allgemeine Prinzip zur Anerkennung gebracht wiſſen, daß eine Trennung nach 
Konfeſſtonen in Bezug auf den rein wiſſenſchaftlichen Untericht durchaus uns 
ſtatthaft iſt. Der Religions⸗Unterricht muß natürlich beſonders ertheilt wer⸗ 
den, für katholiſche Kinder von katholiſchen Geiſtlichen, für evangeliſche Kin⸗ 
der von evangeliſchen Geiſtlichen und für die jüdiſchen von jüdiſchen Geiſtli⸗ 
chen. Aber daß in anderen Unterrichtsfächern eine Scheidung nach Konfeſ⸗ 
ſtonen ſtattſinden ſoll, iſt, glaube ich, nicht die Meinung der hohen Vers 
ſammlung gewefen, und es würde nur dazu führen, Mißtrauen unter die 
Konfeſſionen zu ſäen. Ich kann mich nicht dafür ansſprechen, daß die kon⸗ 
feſſtonellen Schulen Regel und die Simultan-Schulen Ausnahme fein ſollen. 
Ich bin vielmehr der Meinung, daß die Simultan-Schulen Regeln und die 
konfeſſtonellen Schulen Ausnahmen fein müſſen. Wenn ferner hier geſagt 
iſt in Bezug auf einen folgenden Paragraphen, daß, wenn eine Kommune, 
eine politiſche Gemeinde, ihre Schule zu unterhalten verpflichtet iſt, für den 
Fall einer konfeſſionellen Sonderung fie dann auch verpflichtet wäre, dieſe 
konfeſſtonelle Schule aus Kommunalmitteln zu unterhalten, fo glaube ich 
dem aus Rechts- und Billigkeitsgründen widerſprechen zu müſſen. Die 
Kommune hat die Verpflichtung, Kommunalſchulen zu unterhalten, nicht aber 
konfeſſtonelle. Aus dieſen Gründen muß ich mich gegen das erklären, was 
von der Miniſterbank bemerkt iſt. (Eine Stimme bittet ums Wort.) , 
Marſchall: Bei dieſer allgemeinen Beſprechung find wir ſchon auf 
F. 30 gekommen. Zuvörderſt handelt es ſich um SS 25 und 26, gegen 
welche nichts erinnert iſt, und es würde im Vortrage auf §. 27 überzugehen 
ein. 
; Abg. v. Fock: Der ganze Abſchnitt über das Schulweſen ſcheint mir im 
engen Zuſammenhange zu ſtehen mit den beiden früheren Abſchnitten, welche 
auf Sonderung der jüdiſchen Gemeinden hinzielen. Mein Wunſch iſt, daß 
dieſer Paragraph ganz wegfalle. Sollte er zur Ausführung kommen, fo wür⸗ 
den die SS. 25 und 26 müßig daſtehen, denn die ſprechen nur Grundfäge aus, 
welche für alle übrigen Einwohner des Staates bereits gelten Wenn der 
Wegfall dieſes Paragraphen nicht jetzt ſchon beſchloſſen werden ſollte, To würde 
ich beantragen, daß die Veſtimmung vorbehalten bliebe, dieſe Paragraphen 
bis $. 33 zu ſtreichen, da gerade die Beſtimmungen, welche für die Chriſten 
gelten, auch für die Juden vollkommen ausreichend ſind. Die Chriſten können 
ihren Kindern Privat-Unterricht ertheilen laſſen, fie können beſondere Schulen 
errichten. Ich ſehe alſo nicht ein, warum wir dieſe Veſtimmung beſtehen 
laſſen ſollen, wenn wir den Grundſatz der Trennung fallen laſſen müſſen. 
Marſchall: Der Antrag geht dahin, die Paragraphen bis zu 33 weg— 
fallen zu laſſen? 
Abg. v. Fock: Mein Antrag geht jetzt nur auf SS. 25 und 26. 
Marſchall: Er iſt aber bis auf §. 33 ausgedehnt. Ich muß bemer⸗ 
ken, daß die Diskuſſton bis zu §. 33 nur eine eventuelle fein würde. Dann 
werde ich fragen, ob der Antrag, die Paragraphen, wie ſie auch abgeändert 
ſein mögen, wegfallen zu laſſen, Unterſtützung findet, und ob der Wegfall 
beſchloſſen werden ſoll? Alſo eventuell und mit Vorbehalt des Antrages, der 
gemacht worden iſt, die Paragraphen bis zu 33 wegfallen zu laſſen, war ge— 
gen §§. 25 und 26 nichts zu erinnern, und wir kommen daher auf §. 27. 
Referent Sperling (lieft vor): Wo eine Schule nach 88. 29, 32 Fit. 
11 Th. II. Allg. Landrecht durch Beiträge der Hausväter unterhalten wird, 
können dieſe Beiträge auch von jüdiſchen Hausvätern erhoben werden, und 
wo die Schule aus Kommunalfonds ſuſtentirt wird, iſt es um fo mehr recht 
und billig, daß die jüdiſchen Orts⸗Einwohner an der Schule gleichen Theil 
haben wie die Chriſten, weil ſie gleich dieſen zu den Kommunalfonds bei— 
ſteuern. Tritt der Fall ein, daß die an cinem Orte beſtehenden Schulen dem 
Vedürfniſſe nicht entſprechen, ſo iſt es geſetzliche Pflicht der Kommune, für 
deren Erweiterung oder Errichtung neuer Schulen zu ſorgen. Dieſe Laſt 
auf ihre jüdiſchen Mitglieder zu wälzen, iſt rechtlich unzuläſſig. Eben fo 
wenig läßt ſich eine Beſchränkung der jüdiſchen Einwohner in der Wahl 
unter mehreren Ortsſchulen rechtfertigen, wenn ſie zu allen beitragen, da 
der Grundſatz „gleiche Pflichten, gleiche Rechte“ dadurch verletzt werden würde. 
Wenn es der Regierung freiſtehen ſollte, die Kinder der Juden nach einer 
beſtimmten Schule zu verweiſen, ſo könnte daraus, man denke an große 
Städte, auch für die Aeltern wohl die Nothwendigkeit hervorgehen, ihre Woh— 
nungen nach dem Bezirke der Schule zu verlegen und ein mittelalterliches 
Ghetto fein Daſein erhalten Dieſe Betrachtungen führten zu dem einſtim⸗ 


migen Beſchluſſe, den Wegfall des in Rede ſtehenden Paragraphen zu bean- 


tragen. Nur inſofern waren die Anſichten verſchieden, als von den anwvefen- 
den zehn Mitgliedern fünf es einfach bei deſſen Wegfall belaſſen wollten, 
weil dann, wenn mehrere Schulen an einem Orte beſtehen, dir Freiheit der 
Wahl unter denſelben für die Juden ſich wie bisher von felbft verſtehen würde, 
die anderen fünf Mitglieder dagegen dies noch ausdrücklich ausgeſprochen und 
der vorliegenden Dispofition des Geſetzentwurfs folgende Veſtimmung: „Bez 
finden ſich an einem Orte mehrere Elementarſchulen, fo ſtehen den jüdiſchen 
Einwohnern hinſichtlich der Wahl der Schulen dieſelben Befugniffe zu, wie 
den chriſtlichen Einwohnern des Orts“ ſubſtituirt zu ſehen wünſchten. . 

Geh. Regierungs-Rath Brüggemann: Ich will mir nur die Bemer⸗ 
kung erlauben, daß ich in der Abth., als ich die Deutung vernahm, die man 
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dem vorliegenden Paragraphen geben wollte, ſogleich den Vorſchlag machte, 
die Faſſung dahin zu ändern: Es ſolle den jüdiſchen Aeltern eben ſo wie den 
chriſtlichen die Wahl der Ortsſchule unter mehreren vorhandenen freiſtehen, 
ſo lange nicht Uebelſtände daraus hervorgingen, welche ein Einſchreiten erfor⸗ 
derlich machten. Es iſt nämlich lediglich der Fall ins Auge gefaßt worden, 
wenn in einem Orte zwei oder mehrere öffentliche ſtädtiſche Schulen und die 
Anzahl der jüdiſchen Kinder auf mehrere Schulen vertheilt find, aber nicht 
in einer allein hinreichenden Raum findet, wird damit nicht wegen der gerade 
auf eine Schule gerichteten Wahl der jüdiſchen Aeltern bei dieſer eine Erwei⸗ 
terung des Raumes oder eine Vermehrung der Klaſſen nothwendig werden 
während die anderen Schulen nach dem obwaltenden Geſammtbedürfniſſe ge⸗ 
nügen können. ‚ 

Referent: Ich weiß nicht genau mich zu erinnern, welcher Vorſchlag 
gemacht iſt, indeß ging er nur von dem Herrn Regierungs-Kommiſſar aus, 
und kein Mitglied der Abtheil. machte ihn zu dem ſeinigen, weil durch den 
Nachſatz, den er enthält, daſſelbe ausgeſprochen wäre, was in dem 8. 27 ſteht. 

Abg. v. Beckerath: Ich habe mit wenigen Worten fagen wollen, daß, 
wenn es ſich bisher immer nur darum gehandelt hat, die Juden in bürgerli⸗ 
cher Beziehung zu beſchränken, die vorliegende Beſtimmung ſelbſt ein Eingriff 
in die Rechte des Familienlebens ſein würde, deun es iſt ein heiliges Recht 
des Vaters, zu beſtimmen, wer ſeine Kinder unterrichten ſoll. 

Abg. v. Auerswald: Ich glaube, daß der Vorbehalt, der in dem von 
dem Herrn Kommiſſarius angeführten Abänderungs-Vorſchlage enthalten iſt, 
keinen anderen Zweck und Sinn haben kann, als die Schulen vor der Ueber⸗ 
füllung zu hüten; dies ſcheint aber überflüſſig, denn in den allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen, welche auch für die chriſtlichen Kinder maßgebend ſind, ſind ſchon 
genügende Abwendungs-Maßregeln enthalten. Hat der Vorſchlag aber einen 
anderen Sinn, und will er die konfeſſionellen Scheidungen bewahren, dann 
würde er ſchädlich fein und ich mich dieſem Vorſchlage entſchieden widerſetzen. 
(Ruf zur Abſtimmung.) N 

Marſchall: Der einſtimmige Vorſchlag der Abth. geht dahin, dieſen 
Paragraphen ganz wegfallen zu laſſen. Ueber das, was an die Stelle deſ⸗ 
ſelben zu ſetzen wäre, hat ſich die Abtheilung nicht vereinigen können. Bevor 
wir über dieſen letzteren Punkt die Diskuſſton eröffnen, will ich an die hohe 
Verſammlung die Frage ſtellen, ob der Paragraph wegfallen ſoll. (Majori⸗ 
tät für die Verwerfung.) Die Majorität hat den Paragraphen verworfen. 
Nun fragt es ſich, ob die Verſammlung den fünf Mitgliedern der Abthei⸗ 
lung beitreten will, welche den Vorſchlag gemacht haben, eine andere Beſtim⸗ 
mung an die Stelle dieſes ausfallenden Paragraphen zu ſetzen. 

Referent Sperling; Dies ſcheint ganz überflüſſig. 5 a 

Referent (lieſt ad §. 28. des Gutachtens vor): „§. 28. In der 
Denkſchrift iſt S. 32. bemerkt worden, daß es im Intereſſe des Staates 
liege, daß ſeine Unterthanen ohne Ausnahme in der Religion, zu welcher ſie 
ſich bekennen, erzogen werden. Iſt dies der Fall, ſo muß der Staat ſich 
auch deſſen vergewiſſern, daß ſolches geſchieht, und Anſtalten treffen, daß es 
geſchehen kann. Zu Gunſten der Juden kann es nun nicht ausgelegt werden, 
wenn es, wie in den Worten „eine jede Judenſchaft ꝛc.“ beabſichtigt worden, 
lediglich ihnen anheimgegeben wird, wie fie ihren Kindern den Religions- 
Unterricht beibringen wollen. Den meiſten Familien würde ſolches wegen 
Beſchränktheit ihrer Verhältniſſe bei dem beſten Willen nicht möglich ſein, 
wenn ihnen der Staat dabei nicht zu Hülfe käme. Deshalb entſchied ſich 
die Abtheilung einſtimmig dahin, daß in Stelle des angedeuteten Paſſus, den 
eigenen Wünſchen der Juden entſprechend, die Beſtimmung zu treffen fei: 
„daß eine jede Synagogen-Gemeinde verbunden ſein ſoll, wenigſtens einen 
Religionslehrer anzuſtellen und zu beſolden, welchem der Unterricht der Kin⸗ 
der in den jüdiſchen Religionswahrheiten zu übertragen iſt“, indem ſie es da⸗ 
bei als ſich von ſelbſt verſtehend anſah, daß, wenn an einem Orte mehrere 
Synagogen-Gemeinden beſtehen ſollten, denſelben es unbenommen bleibe, ſich 
in Beziehung auf einen gemeinſchaftlichen Religionslehrer zu vereinigen.“ 

Regierungs-Kommiſſar Brüggemann: Blos weil es beſondere Schwie⸗ 
rigkeiten zu haben ſchien, für jede einzelne Synagoge die Verpflichtung zur 
Anſtellung eines beſonderen jüdiſchen Religionslehrers auszuſprechen, glaubte 
man den Weg offen laſſen zu muſſen, daß auch auf andere Weiſe, z. B. durch 
die Aeltern ſelbſt, für die Erheilung des Religions-Unterrichts geſorgt were 
den konne. Wenn aber die Verſammlung es angemeſſen hält, daß jede Sy⸗ 
nagoge verpflichtet werde, einen eigenen Religions-Lehrer anzuſtellen, und 
wenn ſie den einzelnen Vereinen die finanziellen Mittel zutraut, um die Ko⸗ 
ſten dieſer Anſtellung aufzubringen, fo wird gegen eine ſolche Verpflichtung 
nichts zu erinnern ſein, da dem Staate dasjenige Mittel, welches die Unters 
weiſung in der Religion am beſten ſichert, auch das erwünſchteſte ſein muß. 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich würde mich dem F. 26. widerſetzen, in⸗ 
fofern er wieder den Grundſatz aufſtellt, den ich nicht anerkennen kann, daß 
dem Staate die Vefugnitz zuſtehe, darüber zu urtheilen, ob Jemand als Re⸗ 
ligtons-Lehrer zuzulaſſen ſei oder nicht, und in dieſer Beziehung würde ich 
fur die Weglaſſung des letzten Satzes im §. 28. ſtimmen. 

Marſchall: Dieſer Gegenſtand wird noch beſonders vorkommen, für 
jetzt iſt zur Frage geſtellt, ob vorgeſchrieben werden ſoll, daß jede Synago⸗ 
gen⸗Gemeinde verbunden ſei, wenigſtens einen Religions-Lehrer anzuſtellen 
und zu beſolden. Ich bitte diejenigen, welche ſich für dieſe Beſtimmung er⸗ 
klären wollen, aufzuſtehen. (Beinahe einſtimmig angenommen.) 

Referent (lieſt in dem Abtheiluugs-Gutachten weiter): „Legt aber der 
Staat den Synagogen-⸗Gemeinden dieſe Verpflichtung auf, ſo meinten einige 
Mitglieder, müfle er auch dafür forgen, daß dieſelben ſolcher genügen kön⸗ 
nen, daß es an qualiſizirten Religions-Lehrern nicht fehle. Hierzu feien be- 
ſondere Bildungs-Anftalten, gewiſſermaßen Seminarien, nothwendig. Wie 
der Staat Anſtalten zur Heranbildung der Lehrer der chriſtlichen Religion 
ins Leben rufe und unterhalte, fo fei es auch feine Sache, zu Gunſten der 
Lehrer jüdiſcher Religion es zu thun, da die Juden zu ſeinen Vedürfniſſen 
eben ſo beiſteuern, wie die Chriſten, und im Wege der allgemeinen Beſteue⸗ 
rung ſelbſt zur Unterhaltung der Anſtalten für die Lehrer der christlichen Re⸗ 
ligion beitragen. Dem wurde von den übrigen Mitgliedern widerſprochen, 
indem einzelne derſelben unter Hinweiſung darauf, daß die jüdiſche Religion 
nur eine geduldete ſei, ſchon die Verpflichtung des Staats, überhau 
darum zu kümmern, wie die Juden ſich ihre Religions -Lehter heranbilden, 

(Fortfegung in der zweiten Beilage.) 
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. (Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 
Andere wenigſtens die Obliegenheit deſſelben, die Koſten ſolcher Bildungs-An⸗ 
ſtalten herzugeben, in Abrede ſtellten. Als es zur Abſtimmung kam, erklärte 
ſich daher die Abtheilung mit ſechs Stimmen gegen vier zwar dafür, daß es 
überhaupt zweckmäßig und nothwendig ſei, Anſtalten zur Ausbildung jüdi⸗ 
ſcher Religions-Lehrer einzurichten, in gleichem Stimmen-Verhältniſſe aber 
dagegen: daß dies auf Koſten des Staates geſchehe.“ 

Marſchall: Der Haupt⸗Vorſchlag der Abtheilung geht dahin, daß 
Anſtalten zur Ausbildung in der jüdiſchen Religion eingerichtet werden ſollen, 
und dies bildet die allgemeine Frage. Ob dieſe Einrichtungen auf Koſten des 
Staats ausgeführt werden ſollen, iſt demnächſt die zweite. Zunächſt werde 
ich über die erſte Frage abſtimmen laſſen und bitte diejenigen, welche dieſelbe 
bejahen wollen, aufzuſtehen. (Dies geſchieht.) Das Ergebniß der Abſtim⸗ 
mung ift nicht mit Gewißheit zu überſehen, ich bitte daher die Herren Ord⸗ 
ner, zu zählen. Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes: die Frage iſt 
mit 213 gegen 177 Stimmen bejaht, und hiernach ſteht feſt, daß Unſtalten 
für die Ausbildung jüdiſcher Lehrer eingerichtet werden ſollen. Nun iſt noch 
die Frage, ob die Einrichtung auf Koſten des Staates ſtattſinden ſoll. Die 
Abtheilung hat ſich dagegen erklärt. Die Vejahenden bitte ich, aufzuſtehen. 

(Es erheben ſich nur ſehr wenig Mitglieder, und die Frage iſt verneint.) 

Referent (lieſt vor): „Eine Prüfung der jüdiſchen Religionslehrer in 
Betreff ihrer Rechtgläubigkeit und des Maßes der ihnen beiwohnenden Reli⸗ 

ionskenntniſſe kann füglich nicht ſtattſinden, ö 
iche Autorität nicht anerkennt. Jedoch darf deshalb dem Staate es nicht 
gleichgültig ſein, welche wiſſenſchaftliche Bildung der Religionslehrer außer- 
dem befitzt. Da von einem Manne, welcher einen gewiſſen Grad allgemeiner 
wiſſenſchaftlicher Bildung ſich angeeignet hat, mit Grund auch eine geſundere 
Auffaſſung der Religionswahrheiten zu erwarten iſt, fo ſchien es der Abthei⸗ 
lung zweckmäßig, von einem jüdiſchen Religionslehrer wenigſtens die allgemei⸗ 
men wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe eines Elementarlehrers zu fordern und in 
dieſer Beziehung ihn einer Staats» Prüfung zu unterwerfen. Sie wünſcht 
demnach einſtimmig, daß hierüber noch eine ausdrückliche Feſtſetzung erfolge, 
und würde ihrem Wunſche genügt werden, wenn in dem zweiten Abſchnitte 
des vorliegenden Paragraphen hinter „zugelaſſen werden, welche“ die Worte: 
„in einer mit ihnen anzuſtellenden Prüfung die allgemeinen wiſſenſchaftlichen 
Kennntniſſe eines christlichen Elementarlehrers nachgewieſen und“ eingeſchaltet 
würden, ſo daß dann dieſer Abſchnitt dahin lauten möchte: „„Als beſondere 
Religionslehrer können nur ſolche Perſonen zugelaſſen werden, welche in einer 
mit ihnen anzuſtellenden Prüfung die allgemeinen wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe 
eines chriſtlichen Elementarlehrers nachgewieſen und zur Ausübung eines Lehr⸗ 
amtes vom Staate die Erlaubniß erhalten haben.““ 
Marſchall: Wenn Niemand das Wort verlangt, ſo frage ich, ob der 
Antrag der Abtheilung angenommen werden ſoll? 
(Wird von der Verſammlung angenommen.) 

Referent (lieſt vor): „Um den Lehrern jüdiſcher Religion keine Gele⸗ 
genheit abzuſchneiden, ſich dieſe Kenntniſſe anzueignen, ſchien es einigen Mit⸗ 
gliedern zweckmäßig, denſelben auch die Aufnahme in die Seminarien des 
Staats für chriſtliche Lehrer zu geſtatten. Dies wollten andere Mitglieder 
bedenklich finden, weil der Unterricht in den Seminarien mit der Religion im 
innigſten Zuſammenhange ſtehe und die ganze Erziehung der Zöglinge in den 
jetzigen Seminarien auf chriſtlicher Lebensanſchauung beruhe. Indeß blieben 
jene Mitglieder bei ihrer Anſicht, weil den geiſtlichen Zöglingen die Anweſen⸗ 
heit von Juden in den Seminarien ſo wenig gefährlich werden könne, als in 
Gymnaſten oder anderen Schulen, die aufgeworfenen Bedenken alſo höchſtens 
auf Seiten der Juden beſtänden und denſelben dadurch begegnet werde, daß 
die Juden zum Eintritt in die Seminarien für Chriſten nicht gezwungen wer⸗ 
den, ihnen ſolche nur, wenn fie es wünſchen, geſtattet werden ſolle. 
9 Stimmen gegen 6 entſchied ſich die Abtheilung für den Vorſchlag, alſo 
dafür, daß den jüdiſchen Lehramts⸗Aſpiranten die Aufnahme in die Semina⸗ 
rien für chriſtliche Lehrer zu gewähren fei Ich glaube, es iſt eine Konſe⸗ 
quenz des erſten Satzes, und wir haben ihn aufgeſtellt, damit die jüdiſchen 
Lehrer die Kenntniſſe der chriſtlichen Elementar⸗Lehrer ſich aneignen. 

Abg. v. Auerswald: Ich erkläre mich entſchieden gegen den Vorſchlag 
der Abtheilung, weil der Vergleich, der hier gemacht iſt, auf die Seminarien, 
die keinesweges nur Unterrichts⸗Anſtallen find, nicht paßt. Zweitens und 
hauptſächlich aber aus dem Grunde, weil ich bereits gegen einen früheren 
Vorſchlag, der eine direkte Einmiſchung in die Verhältniſſe einer geduldeten 
Religions ⸗Geſellſchaft bezweckte, geſtimmt habe, weil ich eine ſolche Einmi⸗ 
ſchung im Intereſſe derſelben nicht geeignet halte, und aus demſelben Grunde 
glaube ich, daß auch hier keine Einmiſchung ſtattfinden dürfe. 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich habe geglaubt, daß es nicht nothwen⸗ 
dig ſein würde, noch etwas zu den Gründen der Abtheilung hinzuzufügen, 
da ſich aber eine, namentlich für mich ſehr gewichtige Stimme dagegen erho⸗ 
ben hat, ſo bitte ich, das Abtheilungs⸗Gutachten noch einmal vertheidigen zu 
dürfen; ich bin für daflelbe, indem ich für die Seminariſten eines chriſtlichen 
Seminars, wenn Juden Theil neymen an dem Unterricht, keinen Nachtheil 
ſehen kann. Daß die Tendenz des Unterrichts nicht geändert werden ſoll, 
verſteht ſich von ſelbſt. Wenn alſo die Juden keinen Anſtoß daran nehmen, 
ſo iſt auch nicht abzuſehen, warum etwas von uns dagegen gethan werden ſoll. 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich ließe mich dem an, und ich glaube, daß 
von dem Standpunkte des chriſtlichen Staates aus, der uns von der Mini⸗ 
ſterbank proklamirt worden iſt, es als eine gewiſſe Schwäche erſcheinen würde, 
wenn man das Chriſlenthum durch die Zulaſſung der Juden gefährdet halten 
wollte. Dagegen möchte ich doch das Gouvernement verwahren. 

Regierungs-Kommiffar Brüggemann: Es iſt keinesweges das Chri⸗ 
ſtenthum durch die Aufnahme jüdiſcher Schulamts⸗Aſpiranten in die chriſtli⸗ 
chen Seminarien für gefährdet gehalten worden, ſondern der Grund, weshalb 
die Aufnahme in die Seminarien bei der in einzelnen Fällen nachgelaſſenen 
Theilnahme an dem Unterricht verſagt worden ift, liegt in der christlichen Les 
bens⸗Gemeinſchaft, in welcher die Seminariſten verbunden find, und nach 


welcher ihr ganzes Leben in den Seminarien geregelt iſt; in dieſe Gemeinſchaft 


jüdiſche Aſpiranten aufzunehmen und dieſelbe dadurch zu trüben oder von den 


jüdiſchen Aſpiranten eine Theilnahme zu verlangen, ſchien nicht zuläſſig. 
Abg. Frhr. v. Binde: Ich muß mich vorerſt aufs allerentſchiedenſte 


weil das Judenthum eine geiſt⸗ 


Mit 
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gegen die Vorausſetzung verwahren, als ob es mir jemals in den Sinn hätte 
kommen können, den ſogenannten chriſtlichen Staat zu vertheidigen. Ich habe 
mich ſo vollſtändig dagegen ausgeſprochen, daß das geehrte Mitglied dies 
wohl nicht vorausſetzen konnte. Ich habe geſagt, daß ich nichts dagegen zu 
erinnern haben würde, die Juden in den Seminarien zuzulaſſen. Ich habe 
dabei jo wenig, wie das Mitglied der Pommerſchen Ritterſchaft, an Profely- 
tenmacherei gedacht, aber wohl daran, den Juden Gelegenheit zu geben, ſich 
die Kenntniß der hohen Vorzüge des Chriſtenthums zu erwerben. Wenn ich 
dem Mitgliede weiter folge, fo ſehe ich darin keine Einmiſchung in die Ver⸗ 
hältniſſe einer geduldeten Religion, wenn ich ihren Bekennern geſtatte, frei⸗ 
willig dem Unterricht in den Seminarien beizuwohnen. Es iſt ja fakultativ 
und ganz in die Freiheit der Juden geſtellt; von Zwang iſt nicht die Rede. 
Gegenüber dem Königlichen Kommiſſar muß ich dann noch bemerken, daß ich 
nicht habe verſtehen könnnen, was unter Gemeinſchaft des chriſtlichen 
Lebens gemeint iſt. Dieſer Ausdruck iſt für mich eben ſo myſtiſch und un⸗ 
verſtändlich, als der Begriff des chriſtlichen Staates. Wenn die Juden 
keinen Anſtand finden, an chriſtlichen Tiſchen zu eſſen, dann können ſie auch 
vollſtändig in den Seminarien zugelaſſen werden. 

Landtags⸗Kommiſſar: Nachdem der Kommiſſar des geiſtlichen Mi⸗ 
niſteriums erklärt hat, daß die Aufnahme der jüdiſchen Schul- Aſpiranten in 
den Unterricht der chriſtlichen Seminarien keinen Anſtoß finde, ſie ſeither zu⸗ 
gelaſſen ſei und ferner zugelaſſen werden würde, ſo ſcheint es mir doch kaum 
an der Zeit zu ſein, daß ſich dic Verſammlung noch länger mit der Frage 
beſchäftige, ob dergleichen Aſpiranten auch in den Seminarien eſſen, trinken 
und ſchlafen ſollen. Es iſt dies eine Frage, die in den Haus- Ordnungen 
der Seminarien zu entſcheiden ſein wird, nicht aber in dem Geſetze über die 
Juden. Möge man über die Frage denken, wie man will, hierher ſcheint 
die Entſcheidung nicht zu gehören. 

Referent Sperling: Es handelt ſich hier um Zugeſtehung der Rechte 
der Staatsbürger an die Juden ſo weit als irgend möglich. Von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte müſſen wir ausgehen. Wenn von dem Königlichen Herrn Kom⸗ 
miſſar geſagt worden „es würde für die Judeu ausreichend fein, wenn ſie 
nur am Unterricht theilnehmen, fo kann ich dieſer Anſicht nicht beiſtimmen. 
Ich glaube, daß das Gutachten der Abtheilung nicht geſchwächt und aufrecht 
zu erhalten iſt. e 

Abg. Graf v. Finkenſtein: Ich muß mich im Namen der chriſtlichen 
Religions⸗Freiheit, der geiſtigen Freiheit, gegen die Ausſprüche der Abgeordne⸗ 
ten von Weſtphalen und Pommern erklären. Den Juden ſoll alle Freiheit 
geſtattet werden; aber offenbar wird dadurch die chriſtliche ee 
angetaſtet, wenn in die Häuſer, welche dem chriſtlichen Kultus in Leben und 
Lehre gewidmet ſind, Leute aufgenommen werden, welche dieſem Bekenntniſſe 
feindlich entgegenſtehen. (Ruf nach Abstimmung.) 

Marſchall: Die Frage iſt zunächſt, ob die Aufnahme jüdiſcher Lehr⸗ 
amts⸗Aſpiranten im Seminare für chriſtliche Lehrer geftattet werden ſoll. 
Diejenigen, welche die Frage bejahen, bitte ich aufzuſtehen. Ich werde bitten, 
zu zählen. Die Frage iſt mit 206 gegen 183 Stimmen bejaht worden. 

Referent Sperling: „F. 29. Zu Unterhaltung von Ortsſchulen haben 
die jüdiſchen Glaubensgenoſſen in gleicher Weiſe und in gleichem Verhältniſſe 
mit den chriſtlichen Gemeindegliedern den Geſetzen und beſtehenden Verfaſſun⸗ 
gen gemäß beizutragen.“ Er blieb unangefochten. 5 

Abg. v. Fock: Ich beantrage den Fortfall des §. 29 aus eben dem⸗ 
ſelben Grunde, wie den der §§. 26 und 27, weil danach das Verfahren 
daſſelbe fein ſoll, wie nach den beſtehenden Geſetzen, weil es alſo dieſes Para⸗ 
graphen gar nicht bedarf. a u 

Marſchall: Wird diefer Antrag unterſtützt? Abgeſehen davon nämlich, 
daß über 88. 31—33 noch abgeſtimmt werden wird, ſoll dieſer Paragraph. 
wegfallen. (Der Antrag wird unterſtützt.) 

Referent: In Beziehung auf dieſen Paragraphen erlaube ich mir die 
Bemerkung, der hoffentlich die ganze Abtheilung beiſtimmen wird, daß nämlich 
wir den Wegfall des Paragraphen nur deswegen nicht beantragt haben, 
weil darin enthaltene Beſtimmung den Juden vortheilhaft werden könnte, 
indem in Beziehung auf ſie etwas Anderes bisher beobachtet worden iſt. Das 
iſt der einzige Grund warum die Abtheilung ſich für feine Beibehaltung ent- 
ſchieden hat. 

Marſchall: Ich frage nun: Soll §., 29 wegfallen? Diejenigen, 
welche für den Wegfall find, bitte ich aufzuſtehen. (Es erhebt ſich keine Majorität. 

Referent: „§. 30. Eine Abſonderung von den ordentlichen Ortsſchulen 
können die jüdiſchen Glaubensgenoſſen der Regel nach nicht verlangen; doch 
iſt den Juden geſtattet, in eigenem Intereſſe auf Grund diesfälliger Verein⸗ 
barung unter ſich mit Genehmigung der Schulbehörden Privat-Lehranſtalten 
nach den darüber beſtehenden allgemeinen Beſtimmungen einzurichten. Iſt in 
einem Orte oder Schulbezirke eine an Zahl und Vermögensmitteln hinrei⸗ 
chende chriſtliche und jüdiſche Bevölkerung vorhanden, um auch für die jüdi⸗ 
ſchen Einwohner ohne deren Ueberbürdung eine beſondere öffentliche Schule 
anlegen zu können, ſo kann, wenn ſonſt im allgemeinen Schulintereſſe Gründe 
dazu vorhanden find, die Abſonderung der jüdiſchen Glaubensgenoſſen zu 
einem eigenen Schulverbande auf den Antrag des Vorſtandes der Judenſchaft 
angeordnet werden.“ Gutachten der Abtheilung. Die Abtheilung kam zu 
dem einmüthigen Beſchluß, den Wegfall des in Rede ſtehenden Paragraphen, 
mit alleiniger Ausnahme des erſten Satzes, und aller übrigen bis §. 33 incl, 
zu beantragen, aber auch im erſten Satze des F. 30, um Zweifel zu vermei⸗ 
den, noch die Worte „der Regel nach“ zur Löſchung zu empfehlen, ſo daß 
ſich dieſer Paragraph auf die Worte beſchränken würde: „Eine Abſonderung 
von den ordentlichen Ortsſchulen können die jüdiſchen Glaubensgenoſſen nicht 
verlangen; doch iſt es den Juden geſtattet, in eigenem Intereſſe auf Grund 
diesfälliger Vereinbarung unter ſich mit Genehmigung der Schul⸗Behörden 
Privat⸗Lehr⸗Anſtalten nach den darüber beſtehenden allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen einzurichten.“ Für den Fall, daß auf diefen Vorſchlag von dem Plenum 
nicht eingegangen werden ſollte, vereinigten ſich die Mitglieder der Abtheilung 
zu dem einſtimmigen Wunſche, das wenigſtens $. 30 am Schluſſe hinter dem 
Worte: „Vorſtand“, die Worte: und der Repräſentanten“, eingeſchaltet wer⸗ 
den möchten, da der Antrag auf Errichtung einer beſonderen öffentlichen 
Schule zu bedeutunsvoll für die Gemeinde ſei, als das er dem Vorſtande 
allein überlaſſen werden könnte. : 
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Marſchall: Es fragt ſich, ob Jemand das Wort über den Antrag 
der Abheilung begehrt? Wenn nicht, ſo frage ich, ob dem Antrage beige⸗ 
treten werden ſoll, wonach der Paragraph alſo lauten würde: „Eine Abſon⸗ 
derung von den ordentlichen Ortsſchulen können die jüdiſchen Glaubensge⸗ 
noſſen nicht verlangen; doch iſt es den Juden geſtattet, in eigenem Intereſſe 


auf Grund diesfälliger Vereinbarungen unter ſich, mit Genehmigung der 


Schul⸗Vehörden, Privat⸗Lehranſtalten, nach den darüber beſtehenden allge⸗ 
meinen Beſtimmungen einzurichten.“ Dann würde natürlich alles Uebrige 
wegfallen. Ich bitte, daß diefenigen, die dafür ſtimmen wollen, auffichen. 
(Es erhebt ſich eine Majorität dafür.) Wir kommen nun zu dem Vor⸗ 
ſchlage der gemacht iſt, auch die übrigen Paragraphen bis 33 wegfallen zu laſſen. 

Referent Sperling: Das würde nicht gut gehen, ſämmtliche Para⸗ 
graphen würden nicht fortfallen können, namentlich ſchon wegen deſſen, was 
wir bei F. 28 beſchloſſen haben. Solches mußte ſtehen bleiben, es berührt 
die Juden ganz allein. . 

Marſchall: Ich will fragen, ob der Antrag Unterſtützung findet, 
und bitte Diejenigen, die ihn unterſtützen, aufzuſtehen. (Der Antrag wird 
nicht unterſtützt.) f va 

Referent (verlief): „§. 34. Nach vollendeter Schulbildung der jüdi⸗ 
ſchen Knaben haben die Vorſteher der Judenſchaft unter eigener Verantwort⸗ 
lichkeit dafür zu ſorgen, daß jeder Knabe ein nützliches Gewerbe erlerne oder 
ſich auf wiſſenſchafttichen Lehranſtalten einem höheren Berufe widme, und das 
keiner derſelben zum Handel oder Gewerbebetriebe im Umherzichen gebraucht 
werde. Sie haben ſich deshalb zuerſt mit den Vätern oder Vormündern zu 
vernehmen; wenn aber auf dieſem Wege der Zweck nicht erreicht wird, ſo 
haben ſie ihre Anträge an den betreffenden Magiſtrat, reſp. an den Kreis⸗ 
Landrath zu richten, welcher die Väter oder Vormünder, Letztere unter Ver⸗ 
nehmung mit der oberen vormundſchaftlichen Behörde, anzuhalten hat, daß 
den Knaben die erforderliche Vorbereitung für einen wiſſenſchaftlichen oder 
künſtleriſchen Beruf, oder für den Betrieb des Landbaues oder eines anderen 
ſtehenden Gewerbes zu Theil werde.“ Ueber dieſen Paragraph ſpricht ſich 
die Abtheilung in folgender Weiſe aus: „Einzelne Mitglieder erklärten eine 
Umarbeitung dieſes Paragraphen für nothwendig, ſo daß die Vorſteher nur 


eine moraliſche Verpflichtung (ohne beſondere Verantwortlichkeit) träfe, auf 


die Wahl des Lebensberufes jüdiſcher Knaben einzuwirken, und auch dies ihnen 
nur in Beziehung auf ſolche Kinder zur Pflicht gemacht würde, deren Eltern 
der fortſchreitenden Geſittung geradezu entgegenſtreben. Andere Mitglieder 
gingen aber weiter, indem ſie anführten, die allgemeinen Geſetze geben ſchon 
hinreichende Mittel an die Hand, die heranwachſende Jugend zu nützlichen 
Staatsbürgern heranzuziehen. Die in Rede ſtehende Beſtimmung würde 
mit der Stellung des Vorſtandes, welche ſich auf die Kultus-Angelegenheiten 
beſchränken ſoll, unvereinbar ſein. Durch dieſelbe werde er gewiſſermaßen 
zu einem polizeilichen Organ des Staats geſtempelt. Indem die Beſtimmung 
allgemein laute, und jeden jüdiſchen Familienvater ohne Ausnahme der 
Ueberwachung des Vorſtandes in Betreff der Kinder⸗Erziehung unterwerfe, 
kränke fie zugleich das Ehrgefühl der Juden, welche durch ihren Bildungs- 
zuſtand weit über die Nothwendigkeit einer ſolchen Ueberwachung hinaus ſind, 
und könne in in ihrer Allgemeinheit nur ſchädlich, nicht vortheilhaft wirken. 
Sie ſei geradehin eine Schmach, welche den Juden neu angeihan werde, 
ſtatt daß fie dem Zeitgeiſte und der allgemeinen Volksſtimme gemäß der⸗ 
jenigen Feſſeln, in welches fie verroſtetes Vorurtheil bisher gehalten, entledigt 
werden ſollen. Die gedachten Mitglieder hielten den gänzlichen Wegfall 
dieſes Paragraphen für nothwendig, und bei der vorgenommen Abſtimmung 
erklärten ſich von zwölf Anwenſenden für dieſe ihre Anſicht fieben, für die 
oben angedeutete bloße Umarbeitung des Paragraphen nur fünf. 
Marſchall: Der Vorſchlag der Majorität der Abtheilung geht dahin, 
den Pakagraphen wegfallen zu laſſen. Diejenigen, die für den Wegfall 
ſtimmen, bitte ich, aufzuſtehen. (Es erhebt ſich eine Majorität dafür, jedoch 
iſt nicht erſichtlich, ob es zwei Drittel der Stimmen ſind.) Ich bitte die 
Ordner, zu zählen, da, wenn es nicht zwei Drittel der Stimmen ſind, auch 
die Gründe der Minorität angeführt werden müſſen. Das Ergebniß der 
Abſtimmung iſt folgendes: Die Frage iſt mit 254 gegen 127 Stimmen 
bejaht, es ſind alſo die nöthigen zwei Drittel der Stimmen gerade vorhanden. 
Referent (lieſt vor): „§. 35. Zu unmittelbaren Staate-Nemtern ſollen 
die Juden inſoweit zugelaſſen werden, als ſie ſich durch den Dienſt im ſtehen⸗ 
den Heere verfaſſungsmäßig Civil-Verſorgungs⸗Anſprüche erworben haben 
und mit den ihnen zu übertragenden Civil- und Militairdienſten nicht die 
Ausübung einer obrigkeitlichen Autorität verbunden if.“ Gutachten zu 8. 
35. Abſchnitt +. Was der Ausdruck: „obrigkeitliche Autorität“, bedeuten 
fol, iſt nicht ganz klar. Im Allgemeinen iſt man geneigt, ein jedes Staats- 
amt für ein obrigkeitliches und als mit einer obrigkeitlichen Autorität ver— 
bunden anzuſehen. Doch ergiebt der ganze Inhalt des in Rede ſtehenden 
Abſchnitts, daß der Ausdruck in einer engeren Bedeutung zu verſtehen ſei, 
und dieſe lernte die Abtheilung aus einem von dem Miniſterial-Kommiſſarius 
ihr mitgetheilten Miniſterial-Reſkripte vom 21. März 1846 kennen, welches 
ad pass. concern. dahin lautet: „daß unter der ausſchließenden obrigkeitlichen 
Aukorntät jedes richterliche oder polizeiliche und jedes mit einer exekutiven 
Gewalt verbundene Amt verſtanden werden muß, vermöge deſſen der Beamte 
mit dem Publikum in unmittelbare perſönliche Berührung tritt. Es werden 
ſonach Juden zu den Stellen der Regiſtratoren, Kanzliſten, Kalkulatoren und 
Voten, ſofern Letztere nicht etwa zu gleicher Zeit als Exekutoren fungiren 
und dergleichen Stellen nicht dem Militair-Invaliden ausſchließlich vorbe⸗ 
halten find, zugelaſſen werden können.“ Um Mifdeutungen zu vermeiden, 
ſchien es der Abtheilung wünſchenswerth, daß der Ausdruck nach Inhalt 
dieſes Reſkripts in dem Geſetz⸗Entwurfe erläutert würde, wenn letzterer zum 
Geſetze erhoben werden ſollte. Was die Beſtimmung ſelbſt anlangt, ſo fehlte 
es nicht an Mitgliedern, welche fie für angemeſſen erklärten. Dieſelben hielten 
dafür, daß der im §. 9 des Edikts vom II. März 1812 ausgedrücke Vor⸗ 
behalt: „Inwiefern die Juden zu anderen öffentlichen Bedienungen und 
Staats⸗Aemtern zugelaſſen werden können, behalten wir uns vor, in der 
Folge der Zeit geſetzlich zu beſtimmen“, durch ſolche feine Erledigung erhalte, 
Und ſie auszudehnen bei dem zur Zeit noch niedrigen Standpunkte der Sitt⸗ 


lichreit, auf welchem ſich ein großer Theil der Juden befinde, nicht räthli 
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nicht beitreten; vielmehr wurde von deren Seite Folgendes entgegnet: ob und 


inwieweit die Juden ſich auf einer niedrigen Bildungsſtufe befinden, ſei gleich⸗ 
gültig, weil, wenn auch ihre Zulaſſung zu Staatsämtern allgemein ausge⸗ 
ſprochen werden ſollte, daraus noch nicht folgen würde, daß jeder Einzelne 
von ihnen dazu gelangen müßte; dies vielmehr nur unter denſelben Bedin⸗ 
gungen und Vorausſetzungen höherer Bildung geſchehen würde, unter welchen 
Chriſten zu Staatsämtern gelangen. Was der Gefeg-Entwurf den Juden 
in Beziehung auf den Civil⸗ und Militairdienſt gewähre, würde vielleicht 
unmitelbar nach dem Erſcheinen des Edikts genügt haben, könne aber jetzt, 
nach Verlauf eines mehr als dreißigjährigen Zeitraumes, nicht mehr genügen, 
nachdem die christliche Bevölkerung ſich daran gewöhnt hat, die Juden in 
verſchiedenen praktiſchen Fächern thätig zu ſehen, nachdem die Erfahrung ge⸗ 
lehrt hat, daß Juden in Gemeinde- Aemtern, zu denen ſie durch das Ver⸗ 
trauen ihrer Mitbürger berufen wurden, gleich jedem Chriſten ſich tüchtig 
gezeigt, daß ſie im Freiheitskampfe von 1813 bis 1815 gleich dieſen für das 
Vaterland gefochten und geblutet haben. Jetzt würde die Veſtimmung des 
Entwurfs ein Rückſchrut gegen bestehende Zuſtände fein, da die Juden der 
in der Denkſchrift S. 38 gemachten Angabe entgegen Staatsämter, mit denen 
obrigkeitliche Autorität unzweifelhaft verbunden ift, wie z. B. das Amt eines 
Königlichen Vau⸗Inſpektors und eines Gendarmen, bereits bekleidet haben 
und im ſtehenden Heere zur Zeit noch als Offiziere zur Zufriedenheit ihrer 
Vorgeſetzten dienen. Daß überhaupt des Militairdienſtes in dieſem Geſetze 
und nur fo beiläufig gedacht worden, war den Vertretern der vorſtehenden 
Anſichten nicht anders erklärlich, als daß ſolches nur der Konformität wegen 
geſchehen. Dieſelben glaubten ſich der Vorausſetzung hingeben zu dürfen, daß, 
wenn die in Rede ſtehende Veſummung des Entwurfs in Beziehung auf den 
Civildienſt aufgehoben würde, in Betreff des Militairdienſtes es bei den darüber 
beſtehenden, keine Beſchränkung für die Juden enthaltenden allgemeinen Geſetzen 
von ſelbſt verbleiben würde und ging zur Erörterung der Frage über, in wel⸗ 
chem Umfange den Juden die Civil⸗Staatsämter zugänglich zu machen feien? 
In dieſer Beziehung theilten ſie ſich in zwei Partheien; die einen behaup⸗ 
teten, daß die Juden in Beziehung auf die Staatsämter ſelbſt noch nicht eine 
völlige Gleichſtellung mit den Chriſten forderten, vielmehr zufrieden wären, wenn 
in dieſer Hinſicht vorerſt ein Uebergang zur Gleichſſellung vermittelt würde, 
und mit Rückſicht auf die Vorurtheile, die unter den Chriſten gegen Juden hin 
und wieder noch beſtänden, es angemeſſen erſcheine, dieſelben nicht nur von 
den Aemtern, welche mit Kultus- und Unterrichts-Angelegenheiten der Chris 
ſten in Verbindung ſtehen, ſondern auch von den Dirigentenſtellen der Vers 
waltungsbehörden und dem Richteramte auszuſchließen, das Letztere haupt⸗ 
ſächlich wegen der vorkommenden Eides⸗Abnahmen, welche einem jüdiſchen 
Richter, einem Chriſten gegenüber, nicht füglich überlaſſen werden könnten 
und Verlegenheiten herbeiführen müßten, wo nicht eingerichtete Richter⸗Kolle⸗ 
gien exiſtirten und eine Subſtitution ſtattfinden könnte. Die Anderen hielten 
dieſe Ausnahme nicht für motivirt, weil es dem Gouvernement immer frei⸗ 
ſtehen würde, in jedem einzelnen Falle die obwaltenden individuellen und 
lokalen Verhältniſſe zu berückſichtigen und Juden da nicht hinzuſtellen, wo 
fie Einzeln-⸗Richter fein oder als Dirigenten mit Erfolg nicht würden wirken 
können. Dieſelben glaubten vielmehr, daß es dem Gemeinwohle des Staates 
entſprechend ſein möchte, alle in dem Kreiſe ſeiner Unterthanen ſich entwik⸗ 
kelnde Kräfte, auch die der Juden, zum Triebwerke des Ganzen, wo es nur 
irgend möglich, heranzuziehen und mitwirken zu laſſen und fanden, von die⸗ 
ſem Geſichtspunkte ausgehend, für die Zulaſſung der Juden zu Staatsämtern 
keine andere Schranke, als welche ſich, wie bei den Kirchen⸗ und den mit 
dieſen in Verbindung ſtehenden Aemtern, aus ihrer Religion unmittelbar 
ergebe. Sie wünſchten, daß Juden zu allen Staats⸗Aemtern zugelaſſen 
werden, welche nicht ihrer Natur nach das chriſtliche Glaubens-Bekenntniß 
vorausſetzen, indem ſie dem Einwande, daß die Beſtimmung in dieſen Aus⸗ 
drücken zu allgemein und für das Gouvernement zu wenig leitend ſein werde, 
um ſo weniger Raum geben zu können glaubten, als die Praxis in anderen 
Ländern längſt darüber entſchieden habe, inwieweit die Verwaltung eines Am⸗ 
tes mit dem Glauben zuſammenhänge. Demnach waren über den in Rede 
ſtehenden Abſchnitt überhaupt drei verſchiedene Anſichten laut geworden, und 
bei der Abſtimmung erklärten ſich dafür, daß die Dispoſition des Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfs, wie ſie lautet, beizubehalten ſei, vier Mitglieder, dafür: daß die Ju⸗ 
den zu allen Staats-Aemtern zuzulaſſen ſeien, mit Ausnahme der Aemter, 
welche mit den Kultus- und Unterrichts-Angelegenheiten der Chriſten in Ver⸗ 
bindung ſtehen, des Richteramtes und der Dirigentenſtellen der Verwaltungs⸗ 
Behörden, fünf, und für die Beſtimmung endlich: daß die Juden zu allen 
Staats- Aemtern zuzulaſſen ſeien, welche nicht ihrer Natur nach ein 
chriſtliches Glaubensbekenntniß vorausfegen, wiederum vier Mitglieder. 
Ich gehöre zu denjenigen, welche ſich dafür ausgeſprochen haben, daß die Ju⸗ 
den zu allen Staatsämtern zugelaſſen werden, welche nicht ein chriſtliches 
Glaubensbekenntniß vorausſetzen, und bin daher gegen die Beibehaltung des 
verleſenen Paſſus des §. 35, und zwar jetzt um fo mehr, als ich mich bei 
näherer Erwägung überzeugt habe, daß den Juden darin eigentlich gar nichts 
oder nur ſcheinbar etwas bewilligt würde. Es iſt nämlich aus dem beigebrach⸗ 
ten Miniſterial-Reſkripte zu erſehen, in welcher beſchränkten Sphäre die Ju⸗ 
den zu den Beamtenſtellen zugelaſſen werden ſollen. Es würden nur ſolche 
Juden, die ſich auf den unteren Stufen der Ausbildung befinden, ſich zu 
den ihnen vorbehaltenen Aemtern überhaupt melden, nicht die Gebildeten, die 
es eben ihrer Bildungsſtufe zuwider halten möchten, einen ſolchen Poſten zu 
bekleiden. Gerade diejenigen Juden alſo, welche dem Staate vorzugsweiſe 
nützen könnten, ſind von den Aemtern ausgeſchloſſen. Außerdem iſt aber noch 
ins Auge zu faſſen, daß auch die wenigen gebildeten Juden in der ihnen an⸗ 
gewieſenen beſchränkten Sphäre nur dann eine inſtellung erlangen ſollen, 
wenn fie ſich durch Militairdienſt Anſprüche auf Civil-Verſorgung erworben 
haben, und ich glaube, daß kein Jude es dahin bringen werde, dieſe An⸗ 
ſprüche zu erwerben, weil es dazu gehört, daß er 12 Jahre im ſtehenden 
Heere dient. Er ſoll weder im Militair noch im Civil ein Amt bekleiden 
dürfen, mit welchem eine obrigkeitliche Gewalt verbunden iſt. Iſt aber die 
Schildwache nicht ein ſolches Amt? Ein Jude würde alſo nicht im Stande 
ſein, Schildwache zu ſtehen und dadurch ſein Ehrgefühl ſo gekränkt werden, 
daß er 12 Jahre beim Militair nicht aushalten und alſo auch nicht Civil⸗ 
Verſorgungs⸗Anſprüche ſich erwerben würde. Daraus ziehe ich eben den 
Schluß, daß den Juden in dieſem Abſchnitt nichts gewährt iſt. 
(Schluß folgt.) a 


